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Der Heimatdienft 


Durch Demokratie zum politiſchen Menfchen. 


Don Reichsinnenminifter Dr. Joſef Wirth. f 


Das deutſche Volk, als ein modernes Kulturvolk, kann, 
beſonders nach dem aufwühlenden Erlebnis des Weltkrieges, 
eine andere Staatsverfaſſung als die demokratiſche nicht er⸗ 
tragen. In unſerem Volk ift überdies der politifche Freiheits⸗ 
und Selbſtverwaltungswille ganz beſonders ausgeprägt. Der 
Trieb des Deutſchen, die eigenen Perſönlichkeitsrechte und 
Perſönlichkeitswerte zur Geltung zu bringen, iſt ſo tief ein⸗ 
gewurzelt, daß man den mannigfachen Anregungen, nach dem 
Vorbild gewiſſer auswärtiger Staaten, auch bei uns das dikta⸗ 
toriſche Staatsſyſtem einzurichten, nur mit harter Abwehr 
und Gegenwehr begegnen kann. Allerdings hat unſer weit⸗ 
gehender Individualismus, der ſehr gern die Formen des 
Intereſſenegoismus, der Vereinsmeierei und Sonderbündelei 
annimmt, viel Zwietracht verſchuldet. Deutſchland ift inner- 
lich zerriſſen wie kaum ein anderes Land. Und diefe Jer- 
riffenheit hat ſchließlich auch feine Entwicklung zum demokra⸗ 
tiſchen Staatsgebilde um viele Jahrzehnte aufgehalten. Denn 
mögen die Motive ſolcher Eigenbrötelei in jedem einzelnen 
Falle auch noch ſo ideal erſcheinen, mag in ihnen auch un⸗ 
gemein viel an wertvoller Dichter⸗ und Denkerkraft auf- 
geſpeichert geweſen ſein, das politiſche Leben, der politiſche 
Geltungswille, hat die Einheitlichkeit und die Geſchloſſenheit 
des Doltswillens zur unbedingten Dorausfegung. Alle freis 
heit in der Politik muß zweckmäßig organifiert fein, wenn 
die Politik ſelbſt fruchtbar bleiben ſoll. 

In der Politik, das heißt im Staate, ſoll nur ein ad hi 
Wille gebildet werden und fein. Dieſe alte homerifche Er- 
kenntnis gilt für alle Staatsformen, auch für die parlamen⸗ 
tariſche Demokratie. Dieſe Einheitlichkeit des Willens iſt das 
wichtigſte Moment, das Lebenselement jeder politiſchen 
Führung. Wenn wir in den letzten Jahren an fo vielen 
Stellen Europas den Übergang demokratiſcher Regierungs⸗ 
formen in ſolche diktatoriſcher Art erlebten, ſo können wir 
auch überall als eine der wichtigſten Gründe für ſolche Um⸗ 
wälzung die Mangelhaftigkeit der politiſchen Willensbildung 
feſtſtellen, die Unfähigkeit des Parlaments, eine in ſich ein⸗ 
heitliche und geſchloſſene politiſche Führung ſicherzuſtellen. 

In den demokratiſchen Republiken wird die politiſche 
Führung durch die Parteien geſtellt. Da aber Einheitlichkeit 
und Dauerhaftigkeit dieſer Führung unbedingte Doraus- 
ſetzungen der Lebensfähigkeit und Fruchtbarkeit der Demo- 
kratie als Staatsform find, ift weder die Zahl noch die bes 
ſondere Art dieſer Parteien gleichgültig. Wenn ſie die 
Demokratie nicht nur richtig ſtützen, ſondern auch zweckmäßig 
handhaben ſollen, ſo müſſen ſie ihrer Natur nach dafür geeignet 
fein, fie müſſen innerlich auf Demokratie angelegt, regierungs⸗ 
fähig und regierungswillig ſein. Das ganze Parteiſyſtem 
muß in ſich ſo geartet ſein, daß es feſte Regierungsmajoritäten 
möglichſt reibungslos herausbilden kann. Iſt unfer Partei- 
ſyſtem von dieſer Art? Mir ſcheint die wachſende Gärung 
und Ferſetzung unſeres Parteiſyſtems ein unverkennbarer 
Hinweis dafür zu ſein, daß ſich unſere Demokratie ihr eigenes 
neues Parteiſyſtem mit elementarem Nachdruck zu bilden 
begonnen hat. Dieſe Umformung betrifft allerdings noch nicht 
die grundſätzlichen Gppoſitionsparteien rechts und links, die 
ſich in ſtrenger Selbſtiſolierung halten, darum auch ihre be⸗ 
ſondere Art, ihre dogmatiſche Ideologie, ohne Gefahr pflegen 
können. Wir haben es hier mit einer Taktik zu tun, die uns 
als Demokraten einen bedeutſamen Fingerzeig geben kann, 
wenn wir ſolchen Radikalisınus überwinden wollen. 


Wenn man das deutſche Regime der Vorkriegszeit und 
das heutige in bezug auf die Grganiſation des politiſchen 
Führerwillens in Vergleich ſetzen will, ſo könnte man wohl 
zu folgender Gegenüberſtellung gelangen: 

In dem politiſchen Deutſchland der Vorkriegszeit lag die 
Souveränität des Reiches beim Bundesrat, aber durch die 
mächtige Stellung Preußens praktiſch beim preußiſchen 
Königtum. Die Frage, ob es der wachſenden Aufgabenlaſt 
und Derantwortung Herr bleiben konnte, braucht hier nicht 
beantwortet zu werden, da wir von grundſätzlichen Dingen 
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reden. Der politiſchen Selbſtbeſtimmung er esch As 
Volkes waren aber durch dieſe Obrigkeit verhältnismäßig 
enge Grenzen gezogen. 

In der Nachkriegszeit find der politiſchen Selbſtbeſtim⸗ 
mung des Staatsbürgers weitgehende Rechte eingeräumt 
worden, von denen trotz aller Dereinheitlichungsbeftimmungen 
der Weimarer Derfafjung auch unfer Föderalismus, fo ſeltſam 
es klingen mag, ſeine Beute erhafchen konnte. Die richtige 
Organiſierung dieſer Freiheiten, ihre lückenloſe Sammlung 
zu einem einheitlichen Staatswillen, ift aber ein noch keines 
wegs gelöſtes Problem. 

Die große Frage lautet: Wie iſt bei der ſo weitgehenden 
Freiheit des Staatsbürgers und der politiſchen Einzelgemein⸗ 
ſchaften in unſerem Dolke eine ſtraffe, in ſich geſchloſſene 
Regierungsführung möglich? Dieſe Frage ift noch nicht be- 
friedigend beantwortet. Es iſt das aber ein Problem, deſſen 
Meiſterung an der Spitze aller der bedeutſamen innenpolitiſchen 
Aufgaben ſteht, die uns in der gegenwärtigen wirtſchaftlichen 
Notzeit geſetzt ſind. Sie iſt die Kernfrage des großen Pro⸗ 
blemkomplexes: Wie wird unſere junge deutſche Demokratie, 
die in den vergangenen zwölf Jahren der außenpolitiſchen 
Aufgaben Herr geworden iſt, die gewaltige innenpolitiſche 
Prüfung der Epoche, in der wir jetzt ſtehen, bewältigen 
können d A 

Das deutſche Volk ift von Jahr zu Jahr republikaniſcher 
geworden. Aber je mehr es das geworden iſt, um ſo ſicht⸗ 
barer werden ihm auch die Unebenheiten, die ſtaatlichen Funk⸗ 
tionsſchwierigkeiten, mit denen ſein Wille nach einer wirklich 
echten und wahrhaftigen Selbſtverkündigung in der Republik 
noch kämpfen muß. Die unzweifelhafte Liebe unſeres Volkes 
zu ſeiner Demokratie vermag die mannigfachen Diſſonanzen, 
die zwiſchen ihrer oberſten Willensinſtitution, dem Reichstag 
und ihm, dem Volke ſelber noch beftehen, nicht zu verhüllen. 
Der Reichstag hat fih unbeſtreitbar die größten Derdienite 
um das deutſche Volk erworben. Sie werden auch anerkannt. 
Aber mit dieſer Anerkennung iſt noch nicht die notwendige 
Ergebenheit und Liebe verbunden, die man dieſer autoritären 
Einrichtung der Demokratie unbedingt wünſchen muß. Es 
wäre aber verfehlt, wollten wir mit ſolcher Feſtſtellung irgend⸗ 
welche Vorwürfe oder moraliſierenden Schuldanklagen gegen 
irgendwen verbinden. Bier liegt m. E. vielmehr ein in der 
geſchichtlichen Entwicklung unſerer politiſchen Willensfaktoren 
begründeter Notzuſtand vor, deffen Beſeitigung nicht im Hand- 
umdrehen, nicht einfach über Nacht ſozuſagen geſchehen konnte. 
Soweit unfer Dolt in der Vorkriegszeit an der Geſtaltung der 
deutſchen Geſchicke verantwortlich mitwirken konnte — dieſe 
Mitwirkung beſchränkte fih in der Hauptfache auf eine nur 
kontrollierende Tätigkeit —, kam ſein Wille aus einer Reihe 
genau beſtimmter, in ſich feſt begründeter Kulturkreiſe heraus. 
Ich nenne den evangeliſch⸗konſervativen, den ſozialiſtiſchen, 
den katholiſchen, den liberaliſtiſchen, den nationaliſtiſchen 
Kulturkreis. Don dem Bewußtſein erfüllt, feinem Kultur- 
kreis vor allem und in erſter Linie verpflichtet zu ſein, trat 
der deutſche Wähler früher an den Staat heran. Dieſe Kultur- 
gemeinſchaften waren für die politiſche Willensbildung un⸗ 
jeres Volkes das primäre Element. Sie waren die feſte Baſis 
ſeiner politiſchen Parteien. Sie gaben mit ihren feſtgefügten 
Idealen und Grundſätzen, mit ihrer wohlkonſtruierten Ideo⸗ 
logie die oberſte Inſtanz für ſein politiſches Urteil ab. Die 
Politik ſelbſt, die politiſche Ebene, als ſolche war als ein ſelb⸗ 
ſtändiges Gebiet mit einer eigenen Derfahrensmethode kaum 
erkannt, konnte auch als ſolche nicht leicht erkannt werden, 
weil eben die politifchen Parteien keine unmittelbare Verant- 
wortung für den Staat zu tragen hatten. Die Parteien des 
Porkriegsreichstags konnten fich völlig darauf beſchränken, die 
Aktionen der Regierung nach jenem Maßſtab zu beurteilen, 
den ihnen ihre beſonderen Grundſätze ohne weiteres angaben. 
Sie galten ihnen ja abfolut. Der in der Verantwortung 
ſtehende Politiker aber jah die Geſamtheit jener Kulturkreije, 
ihrer Grundſätze und Intereſſen vor ſich. Sein Blick lenkte 
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ſich daher mehr auf den Effekt, den politifchen und moraliſchen 
Erfolg feiner Entſcheidungen. Wer unmittelbare Verant⸗ 
wortung trägt, iſt eben damit ohne weiteres gehalten, nicht 
nur die Moralität des Motivs, den politiſchen Grundſatz, die 
ideale parteipolitifche Richtſchnur, ſondern auch die Moralität 
der Wirkung prüfend abzuſchätzen. Und es gibt nun einmal 
im menſchlichen Leben noch keine abfolute Übereinſtimmung 
zwiſchen der Güte der Abſicht und der Güte der Wirkung einer 
Handlung. Es fällt nicht ſchwer, eine ideale Welt in rein 
rationalen Konftruftionen auszubauen. Wir haben ja z. B. 
wohl alle unſer „Geſellſchaftsideal“. Aber wer nun in dem 
Glauben an die Abſolutheit dieſes Ideals, in dem Bewußt⸗ 
ſein, daß es und nur es unſerem Volke und der Welt die Er- 
löſung und ewiges Glück bringen würde, dazu übergeht, dieſes 
Ideal unmittelbar auf unſere Politik „anzuwenden“, ſo 
könnte er leicht grauſige Überrafchungen erleben. Es fehlt in 
der Gegenwart nicht an lehrreichen Beiſpielen. Im Falle 
unmittelbarer politiſcher Entſcheidungen hat ſich alſo zum 
Glauben an die Idealität eines Motivs noch die Prüfung der 
unmittelbaren und mittelbaren Wirkungen ſeiner Anwendung 
zu geſellen. Und damit bekommt nun jegliches Parteipro⸗ 
gramm ein anderes Geſicht. Denn erſt da, wo dieſe doppelte 
Verantwortung bewußt wird, wird das Eigentümliche der 
Politik bewußt, wird die politiſche Ebene erkannt. Die 
Dialektik lebendigen Geſchehens, die innere Gegenſätzlichkeit 
im Ablauf aller menſchlichen Ereigniſſe, macht ſich jetzt in der 
Erkenntnis und in der Verantwortung geltend. Sie erweiſt 
die uns noch ſo weithin unverſtändliche Relativität aller ratio⸗ 
nalen Klügeleien, alles Schematiſierens und Dogmatiſierens 
in der Politik. Bier haben wir wohl den tiefſten Grund 
dafür, daß es für unſere als Weltanſchauungs⸗ und Kultur- 
gemeinſchaften auftretenden Parteien ſo ſchwer iſt, haltbare 
politiſche Programme aufzuſtellen. Hier haben wir wohl den 
tiefſten Grund dafür, daß unſere Demokratie in unfer über- 
kommenes Parteiſyſtem ſo tief aufwühlend eingegriffen hat. 

Es vollzieht fich unter dem Zwang der Demokratie gegen- 
wärtig in der Tat eine gewaltige Auflockerung unſeres Partei- 
weſens. Ob aber neue Bindungen auf der rein politiſchen 
Ebene nachfolgen werden, das jteht noch ſehr dahin. Mät- 
tiger als je drängen ſich die Intereſſengruppen in den Vorder⸗ 
grund, dieſe Kinder einer vollendeten Skepſis gegenüber den 
überkommenen Parteiideologen, diefe Proteges unſeres höchſt 
unpolitiſchen Wahlverfahrens. Nur wo der Zwang zur Der- 
antwortung noch nicht verſpürt wird, in der Gppoſition an 
den beiden extremen Flügeln, da iſt man noch parteidogmatiſch 
um jeden Preis. Da hat die gläubige Ideologie noch ihre 
feſte Heimſtätte, da kann fich in ſelbſt auferlegter und bewußt 
innegehaltener parteipolitiſcher Iſolierung noch der politiſche 
Dogmatismus in zäher Selbſtgerechtigkeit hartnäckig ver⸗ 
krampfen. 

Wie werden wir es erreichen können, daß die Demokratie 
alle Deutſchen erfaßt, wie wird es geſchehen können, daß aus 
dem Volke der Dichter und Denker endlich ein politiſches Volk 
werde! Der Zwang zum ſtaatspolitiſchen, zum demokratiſchen 
Denken erfaßt die Fraktionen des Reichstags, aber noch lange 
nicht alle Wähler. Die Fraktionen des Reichstags ſind auf⸗ 
gewühlt, aber die Maſſe der Wähler zieht ſich in Intereſſen⸗ 
haufen und in einen fih ſtets erneuernden Kadikalismus zu- 
rück. Würden die Wähler unmittelbarer an der politiſchen Der- 
antwortung beteiligt, als es heute durch die Regierungskoali⸗ 
tionen geſchehen kann, die immer irgendwie den Willen des 
Wählers umbiegen müſſen, jo würde man dem Radikalismus 
wohl leichter abhelfen können. Ja, wie ſchaffen wir ein un⸗ 
mittelbares Verhältnis von Wählervolk und Staat? 


Dieſe Einſichtnahme in den geiſtigen und ſeeliſchen Ent⸗ 


wicklungsprozeß unſeres Parteilebens macht es verſtändlich, 
daß in unſerem Parlament die Mehrheitsbildung ſo ungemein 
ſchwer geworden ift. Es iſt ſchon ſchwer, konkurrierende 
Kulturkreiſe zu politiſchen Arbeitsgemeinſchaften zufammen- 
zubinden, ohne daß nicht allenthalben das Gefühl des „Grund⸗ 
ſatzverrates“ lebendig wird. €s ift aber noch viel ſchwerer, 
gegenſätzliche Intereſſengruppen zu einem einheitlichen und 
dauerhaften politiſchen Willen zuſammenzuſchweißen. Syn⸗ 
dizi bleiben ja ihren auftraggebenden Organiſationen in erſter 
Linie verpflichtet. Eine Sifyphusarbeit aber muß es werden, 
wenn Koalitionen da gefunden werden ſollen, wo ſich Welt⸗ 


anſchauungsgemeinſchaft und Intereſſengemeinſchaft zu einer 
einzigen zähen Maſſe verfilzen. Denn da wird nicht nur der 
einheitliche Staatswille unmöglich gemacht, ſondern die natio⸗ 
nale Gefcloffenheit und das Volkstum ſelbſt gefährdet. Auf 
ſolche Derlegenheiten ſtoßen wir aber immer wieder. Es iſt 
darum ſchon gar nicht mehr verwunderlich, wenn in deutſchen 
Ländern auch ſolche Parteigruppen ans Ruder gelangen 
können, die den beſtehenden Staat grundſätzlich ablehnen. Es 
iſt gar nicht mehr verwunderlich, wenn das politiſche Geſicht 
des deutſchen Volkes heute in unſerer Volksvertretung keinen 
einwandfreien Ausdruck mehr zu beſitzen ſcheint. 

Aber wir haben es hier, wie geſagt, mit einem Not⸗ 
zuſtand zu tun. Wir werden ihn leichter beſeitigen können, 
wenn wir ihn in feiner Gefährlichkeit für unſere Republik, 
für unſere parlamentariſche Demokratie richtig erkannt haben. 
Denn hier ſteht nicht nur die Staatsform, ſondern der Glaube 
unſeres Volkes an fih ſelber in Gefahr. 

Wenn ich das Geſagte auf eine einfache Formel bringen 
darf, ſo möchte ich wohl ſagen: Wir haben die Demokratie, 
wir haben die verfaſſungsrechtliche Gleichberechtigung aller, 
wir haben das geheime, allgemeine, unmittelbare und gleiche 
Wahlrecht für Männer und Frauen, wir beſitzen eine weit⸗ 
gehende Selbſtverwaltung, kurz und gut, wir find, innen⸗ 
politiſch geſehen, vielleicht das freieſte Volk der Erde, wir 
haben den freien Staatsbürger, aber eines iſt bei uns noch nicht 
frei geworden: der politiſche Menfch! Er kann ſich als folcher 
in dem harten unelaſtiſchen mechanismus unſerer politiſchen 
Willensbildung noch nicht frei entfalten. Er iſt noch ge⸗ 
zwungen, ſich entweder von einer Intereſſenorganiſation hoch⸗ 
tragen zu laſſen, oder muß erſt ſeine beſten Jahre hindurch 
unzweifelhafte Proben der Parteigläubigkeit ablegen, wenn er 
an verantwortlicher Stelle feinem Dolf dienen will. Der 
politiſche Menſch hat es in dem Syſtem, das bei uns den poli- 
tiſchen und parlamentariſchen Willen konſtruiert, noch ſchwer, 
ſeinen eigenen Platz zu finden. Er beſitzt keinerlei Chancen⸗ 
gleichheit mit den Perſonen, die von den Intereſſenorganiſa⸗ 
tionen, von den großen Berufsvereinigungen in den Dorder- 
grund geſchoben werden. Und wie es dem politiſchen Menſchen 
ergeht, ſo ergeht es auch den von ihm getragenen politiſchen 
Ideen. Die Freiheit, die innenpolitiſche Freiheit, die uns 
durch die Demokratie beſchert worden iſt, iſt darum bisher 
noch eine ſehr formale geblieben. Sie hat noch nicht genügend 
die Wirkung gehabt, die ſie in erſter Linie haben ſollte: die 
Bahn dem politiſch Deranlagten, dem zur Politik Berufenen, 
zu ebnen. 5 > 


Ich feke auch in dieſer Tatfache, in dieſem fehler an dem 
Willensaufbau unſerer Demokratie einen weſentlichen Grund 
für die ſchier unaufhaltſame Zunahme des Radikalismus in 
der Jugend. Sie fühlt ſich beiſeite geſtellt, und ſie iſt es in 
der Tat! Sie hat weder genügend freie Bahn nach vorn noch 
auch die Möglichkeit, ſich dieſe freie Bahn durch ihre eigene 
Tüchtigkeit zu erkämpfen. So verfällt fie der Negation un- 
feres Staates, dem Radikalismus, ſelbſt wenn ihr Intellekt 
ihn ablehnen möchte. Dieſen Kadikalismus gibt es übrigens 
nicht nur in den ſtaatsfremden Flügelparteien, ſondern auch 
in der bürgerlichen Mitte. Und er erſcheint nicht nur als ein 
Beiſpiel des pſychophyſiſch bedingten Kadikalismus, wie er 
der Jugend aller Zeiten eigen iſt, es iſt vielmehr ein ganz be⸗ 
ſonderer, ein zeiteigentümlicher Radikalismus, ein Kadika⸗ 
lismus der Verbitterung, der zur Regierung des Beſtehenden 
führen muß, weil er aus einem Gefühl ungerechter Jurit- 
ſetzung entſtanden ijt. Es ift ein Kadikalismus aus politiſcher 
Not, es ift ein abgewieſener politiſcher Arbeitswille. 

Wer möchte nicht heute, wo er die große Abwendung der 
Jugend, insbeſondere der akademiſch gebildeten Jugend, vom 
Staate fieht, Worte freundlicher Ermunterung und Mahnung 
an fie richten. Es ijt doch nun einmal jo: Ein ganzes Jahr- 
hundert lang hat die deutſche Jugend um die Einheit und 
politiſche Freiheit Deutſchlands gerungen. Von den ſchweren 
Seiten der großen Befreiungskriege im vorigen Jahrhundert 
angefangen bis in die Kriegszeit hinein hat fie das Lied der 
innen- und außenpolitiſchen Freiheit auf ihren Lippen ges 
tragen. Aber heute, wo uns dieſe Demokratie aus einer 
ſchweren Notzeit des Volkes endlich geboren worden iſt, da 
ſteht die Jugend zum Teil grollend abſeits. Mag ſein, daß 
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ihr die Geburtsumftände nicht gefallen haben, mag jein, daß 
ihr der neue Staat nicht organiſch genug gewachſen erſcheint. 
Aber die demokratiſche Staatsform trägt für ein Volk, das 
die Freiheit kennt und ſchätzt, einen hohen Wert auch an ſich 
ſelbſt. Wenn es irgendeine Staatsform gibt, die das Recht 
hat, vor verſtändigen, reifen und eigenwilligen Menſchen ſich 
ſelbſt zu verkünden und zu preiſen, dann iſt es die Demokratie! 

Es iſt für mich ein geradezu unnatürlicher, wenn auch 
verſtändlicher Vorgang, daß die politiſche Jugend heute viel⸗ 
fach nach einem Führertum ruft, das in den Syſtemen der 
Diktaturen mechaniſiert iſt. Ich kann es begreifen, wenn man 
die Energie und die politiſche Intelligenz des neuen römiſchen 
Diktators bewundert. Ich kann es begreifen, wenn man die 
Macht der Wirtjchaftsherzöge in den Vereinigten Staaten an= 
SRAN die in den Wolkenkratzern New Norfs fo gewaltigen 

usdruck gefunden hat. Ich kann es auch begreifen, wenn 
man ſich von dem perſönlichen revolutionären antikapitaliſti⸗ 
ſchen Dorftoß Lenins beſtechen läßt. Aber etwas anderes iſt 
die Leiſtung des Diktators als politiſcher Perſönlichkeit, etwas 
anderes iſt die Diktatur als Syſtem, mag ſie ſich nun als Wirt⸗ 
ee e als Faſchismus oder als Bolſchewismus dar⸗ 
ieten. Zumindeft müßte fich hier der politiſche Menſch im 
Innerſten bedroht fühlen. Mag er in jenen Syftemen auch 
noch ſoviel an ſtaatspolitiſcher Leiſtung und hilfreichem 
Willensſchwung anerkennen. In feinem eigenen perſönlichen 
wWeſen als Politiker bleibt er durch ſolche Syſteme bedroht. 
Denn der Politiker iſt berufener Führer des lebendigen 
Lebens, es gibt keinen größeren Widerſpruch als den zwiſchen 
dem Mechanismus einer auf ſich ſelbſt geſtellten, verbeamteten 
Diktatur und dem ewig ſich erneuernden Leben. 

Vielleicht aber verſteht ſich unſere Jugend ſelbſt und die 
heutige innerpolitiſche Situation nicht richtig, wenn ſie für 
die diktatoriſchen Syſteme fich einſetzt; denn fie läßt ja ſonſt 
die Diktaturſyſteme nicht gelten. Sie bekämpft leidenſchaftlich 


jede Diktatur der Wirtſchaft, ſie haßt geradezu ihre in den 
Syndikaten und Truſts blockartig aufgewürfelten und mitein⸗ 
ander verketteten Machtpoſitionen. Sie ijt gegen die Diktatur 
der Mode, der überkommenen Sitte fogar. Sie it gegen die 
Diktatur der Siegermächte. Ja, wenn fie trotzdem heute flirt 
Faſchismus oder Bolſchewismus zu ſchwärmen feint, jo 
eben wohl nur deshalb, weil fie damit die Diktatur der Der- 
ſailler Sieger abwehren möchte, weil ſie unſerm Reichstag 
grollt, der noch ſo wenig ſeinen eigenen Willen zu formieren 
vermag. Sie ſcheint nur unſere deutſche Demokratie deshalb 
noch nicht achten zu können, weil ſie in ihr noch zuviel Mecha⸗ 
nifierung und Formalismus findet, weil in ihr der wahrhaft 
politiſche Menſch vorerſt nur eine zu notdürftige Heimftätte 
gefunden hat. 

Die demokratiſche Staatsform iſt nicht unzeitgemäß ge⸗ 
worden. Der Wille des deutſchen Staatsvolkes muß aber 
leichter zu finden und ſchneller und entſchiedener zum Aus- 
druck kommen können, als das bisher der Fall geweſen iſt. 
Parlaments- und Volkswille müſſen zu einer beſſeren iber- 
einſtimmung kommen können. 

Darum ihr jungen deutſchen Männer und Frauen, ſtellt 
euch nicht abſeits, wenn ihr glaubt, daß das politiſche 
Antlitz der deutſchen Volksvertretung euch keine verwandten 
und liebwerten Züge mehr aufzuweiſen ſcheint. Seid nicht 
unduldſam und vor allem nicht überheblich. Die das Reich 
aus dem großen Niederbruch wiederaufrichten halfen, ver⸗ 
dienen wahrlich nicht der abweiſenden Gebärde. Ihre Sorge, 
neue Bedingungen für die politiſche Willensformung in 
Deutſchland zu ſchaffen und dabei die Mitarbeit aller Gut⸗ 
willigen zu ſichern, iſt heute nicht weniger groß, wie es ihre 
Sorge um die Wiedergewinnung der äußeren Freiheit ge⸗ 
weſen ift. Der Radikalismus hat immer noch feine eigenen 
Kinder getötet. Er beſſert nicht, er zerſtört, es lebt keine 
Fruchtbarkeit im politiſchen Haß. Nimmer und nirgendwo! 


Zur Neuwahl des Reichstags. 


Notwendigkeit der Wahlreform. — Der Einheitsſtimmzettel. 


Von Miniſterialrat Dr. Kaiſenberg. 


Zum fünften Male in der deutſchen Republik ertönt der Auf, 
zur Wahlurne zu gehen und zum Reichstag, dem parlamentariſchen, 
das deutſche Volk als nationale Einheit repräſentierenden Vertre⸗ 
tungsorgan, zu wählen. Der aus den Maiwahlen 1928 hervor- 
gegangene Reichstag der 4. Wahlperiode verſprach zunächſt eine 
längere Lebensdauer. Indeſſen hat auch er gleich ſeinen Vorgängern 
nicht die verfaſſungsmäßige vierjährige Wahlperiode überſtanden. 
Sein Nachfolger wird wiederum, diesmal möglicherweiſe zum letzten 
Male, unter dem Wahlſyſtem mit langen Liſten und zahlloſen Wahl- 
bewerbern in großen Wahlkreiſen gewählt werden. Su einer Wahl- 


reform ift es auch im letzten Reichstag nicht gekommen. 
Die Beantwortung 


Iſt eine Wahlreform notwendig? 
dieſer Frage ergibt fih aus den folgen- 
den Zahlen. Bei der Nationalverſamm⸗ 
lungswahl haben 19 Parteien um 
die Gunſt der Wähler geworben, bei der 
erſten Reichstagswahl (1920) 24, bei der 
zweiten Reichstagswahl (4. Mai 1924) 


Die Wahlbeteiligungsziffern der Reichsparla⸗ 
mentswahlen ſeit 1905 weiſen folgende Bewegung auf: 

0 See 76,1 % 

1572 WC T re 2% 82,1 90 
77 4,9 % 
PFC 85,0 % 
1920 T 29,3 % 
a E A E N 22,4 % 

DER e nt AA 2878 % 177 % 
. . 25,8 % 


Der Durchſchnitt der letzten drei Vorkriegswahlen betrug 
82,1 v. H. gegenüber 77,7 v. Ñ. im Durchſchnitt der Wahlen 1920 
x bis 1928. Rechnet man die National- 
verſammlungswahl mit ihrer hoben Be⸗ 
teiligungsziffer in die Reichstagswahlen 
ſeit 1920 ein, jo fteht die durchſchnittliche 
Beteiligungsziffer mit 78,7 v. H. noch 
hinter dem Durchſchnitt der letzten drei 


27, bei der dritten Reichstagswahl (7. De- 
zember 1924) 24 und bei der letzten 
Reichstagswahl am 20. Mai 1928 ſchon 


Dorfriegswahlen zurück. 
Dieſe Zahlen zeigen klar, wie not- 
wendig eine Wahlreform iſt. Sie muß 


35 Parteien. Die Zahl der am Wahl- 
kampf fich beteiligenden Parteien hat ſich 
alſo ſeit der Nationalverſammlung um 
84,2 v. H. vermehrt. 

Die Fahl der Bewerber betrug 
bei der Nationalverſammlungswahl 2360, 
bei der letzten Reichstagswahl 6202. 
Während bei der Nationalverſammlungs⸗ 
wahl 17,8 v. H. der Bewerber einen Sitz 
erlangt haben, find bei der letzten Reichs ⸗ 
tagswahl nur 7,91 v. Z. der Kandidaten zum Fuge gelangt. Die Fahl 
der Bewerber iſt zu groß, auch unter Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß für Erſatzberufungen und Nachwuchs der Parlamentarier Kräfte 
verfügbar ſein müſſen. Die langen Liſten täuſchen auch nur vor, da 
ein großer Teil der auf den Liften aufgeführten Bewerber im Wahl- 
kampf gar nicht hervortritt. 
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das Siel haben, durch Beſeitigung der 
langen Liſten und der großen Wahlkreiſe 
der früheren Einerwahl möglichſt nahe- 
zukommen. Gleichzeitig muß der Partei⸗ 
zerſplitterung ein Riegel vorgeſchoben 
werden. — Bei der Forderung nach Ein⸗ 
führung der Verhältniswahl hat man nur 
zu ſehr thre Vorzüge beachtet, nicht aber 
ihre Schattenſeiten. So kam es, daß 
alsbald nach Übergang zur Derhältnis« 
wahl, die fih bis auf England faſt in allen europäifchen Staaten 
vollzog, allenthalben Reformwünſche geltend gemacht wurden. Der- 
ſchiedene Staaten haben verſucht, das Verhältniswahlrecht in der 
weiſe weiter zu bilden, daß in ihm auch die Vorteile der früheren 
Einerwahl zur Auswirkung gelangen können. Das Problem der 
Wahlreform beſteht darin, die Verhältniswahl fo zu geſtalten, daß 
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die mit der Liſtenwahl verbundene Mechaniſierung möglichft ge- 
mildert wird. Aufgabe der Reform muß es ſein, der Einerwahl 
im Rahmen der Verhältniswahl möglichſt nahezukommen, alſo von 
der Aufſtellung langer Vorſchlagsliſten abzugehen. Dann würde 
der Kampf um den Platz auf der Liſte, der ſich vielfach nachteilig 


bemerkbar macht, nicht mehr in gleichem 

Maße wie heute in die Erſcheinung 3 
\_Parteien 
ah Bewerber 


treten. Der Kampf würde vielmehr wie 
bei der Einerwahl um die einzelne Per⸗ 
er geführt werden. Es wird 

ufgabe des neuen Reichstags fein, 
diefem Problem näherzutreten. Während HALF 
dieſe Zeilen in Druck gehen, bereitet die 
derzeitige Reichsregierung eine Reform 
vor, die der neugewählte Reichstag bei 
ſeinem Fuſammentritt vorfinden ſoll. 

3 des Parlaments im Staate 
mit parlamentariſcher Verfaſſung ift es, 
dem Staate die Führung zu geben. Dieſe 
Aufgabe kann das Parlament nur ers 
füllen, wenn die Fahl der Parteien nicht 
zu groß iſt. Je größer die Fahl der 
Parteien, deſto ſchwieriger ift es, Parteis 
koalitionen für die Führung der Regies 
rungsgeſchäfte zu bilden. Die Reform 
des Wahlrechts muß daher auf die 
Bildung weniger großer Paxteien abs 
geſtellt werden, um klare Mehrheits⸗ 
verhältniſſe im Parlament zu ſchaffen. 

So ſehr auch unfer heutiges Reichs- 
tagswahlrecht Mängel aufzuweiſen hat, 
ſo ſind ſie doch nicht derart, um das 
Verhältniswahlrecht als ſolches zu vers 
urteilen, wie man vielfach hören muß. 

Eine Wahlreform hat nur Ausſicht, 
wenn man fie von ODerfaſſungsänderun⸗ 
gen freihält. Eine Reform kann nur 
im Rahmen der Verfaſſungsgrundlagen, 
alſo der Grundſätze der Verhältniswahl, 3 
durchgeführt werden. Die Abſchaffung der Verhältniswahl und 
deren Erſatz durch das Vorkriegsſyſtem oder das engliſche Wahl- 
ſyſtem, wie manche Wahlreformer fordern, kann ernſtlich nicht in 
Frage kommen. Lehnen doch auch führende Perſönlichkeiten aller 
engliſchen Parteien ſelbſt das engliſche Syſtem entſchieden ab und 
fordern den Proporz. 

Eine Erhöhung des Wahlalters würde gleichfalls eine Der- 
faſſungsänderung bedingen und wird 
daher unterbleiben müſſen. Es bedeutet 
zweifellos einen Schönheitsfehler unſerer 
ſtaatlichen Ordnung, daß man mit 
20 Jahren wählen kann, mit 21 Jahren 
aber erſt volljährig wird. In anderen 
Kulturftaaten ift die Wahlfähigkeit an 
die Erreichung der bürgerlich⸗ rechtlichen 
Volljährigkeit geknüpft. Einer Erhöhung 
des Wahlalters auf 25 Jahre, wie fie 
im letzten Reichstag von der Deutfchen 
Volkspartei und von der Wirtſchafts⸗ 
partei beantragt wurde, kann wobl ernſt⸗ 
lich nicht das Wort geſprochen werden. 
In den meiſten großen Kulturftaaten, 
wie England, Frankreich, den Ver- 
einigten Staaten, Belgien, iſt die Er⸗ 
langung des aktiven Wahlrechts an die 
Vollendung des 21. Lebensjahres ges 
knüpft. Wollte Deutſchland heute über 
das in anderen Kulturjtaaten beſtehende 
wahlfähige Alter hinausgehen, fo würde 
es damit feinem Bildungs- und Er⸗ 
ziehungsſyſtem ein ſchlechtes Zeugnis 
ausſtellen. 

Ein beſonderes Problem ſtellt die 
Reichs liſte dar. Eine entſchiedene 
Wahlreform könnte ihre völlige Beſeiti⸗ 
gung anſtreben. Will man an ihr feſt⸗ 
halten, fo wird man fie nur inſoweit 
beibehalten, als ſie der Verrechnung der 
Reſtſtimmen dient. Jeder Keichsliſten⸗ 
bewerber müßte auch als örtlicher Be⸗ 
werber auftreten. Im Intereſſe des pers 
ſönlichen Fuſammenhangs zwiſchen Wäblerſchaft und Abgeordneten 
ſollte dann auch die Fahl der Reichsliſtenſitze in einem beſtimmten 
Verhältnis zur Fahl der errungenen örtlichen Sitze ſtehen. 

Der Einheitsſtimmzettel, wie er bei den Maiwahlen 
1924 zum erſten Male angewandt wurde, hat ſicherlich manche Vors 
teile. Wahlbeeinfluſſungen find fo gut wie ausgeſchloſſen. Auf 
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der anderen Seite ift nicht zu verkennen, daß er die Parteizerſplit⸗ 
terung außergewöhnlich fördert. Der Stimmzettel war früher ein 
Hauptpropagandamittel der Parteien. Sie mußten ihre Zettel bis 
in das kleinſte Dorf hinausbringen, in Verſammlungen vor dem 
Wahltage verteilen und beim Betreten des Abſtimmungsraumes den 
x Wählern in die Hand geben laffen. Dieſe 
Arbeit erforderte eine mwohlducchdachte 
Organiſation. Nur gut geleitete und 
ſtraff organifierte Parteien waren in der 
Lage, einen ſolchen Wahldienſt mit Er- 
folg durchzuführen. All dies entfällt bei 
dem amtlichen Einheitsſtimmzettel. Denn 
dieſer Stimmzettel wird auf amtlichem 
Wege an alle Wahllokale verteilt und 
jedem Wähler amtlich in die Hand ges 
geben. Damit haben es Zwergparteien 
außerordentlich leicht, an die Wähler 
heranzukommen. 
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Der ESinheitsſtimmzettel 
enthält nach geltendem Recht alle zue 
gelaſſenen Kreiswahlvorſchläge, und zwar 
fortlaufend numeriert unter Angabe der 
Partei und der Namen je der erſten vier 
Bewerber. Die Nummernfolge iſt durch 
die Fünfte Anderungs verordnung zur 
Reichsſtimmordnung vom 24. Juli 1930 
neu geordnet worden. Die Kreiswahl« 
vorſchläge, die einem Reichswahlvorſchlag 
angeſchloſſen find, erhalten die Num- 
mer dieſes Reichswahlvorſchlages. Die 

anderen Ureiswahlvorſchläge erhalten die 
an die höchſte Nummer der Reichswahl« 
vorſchläge anſchließenden Nummern in 
der Reihenfolge, wie fie beim Kreiswahl« 
leiter eingehen. Da jede Partei in der 
Regel wohl auch einen Reichswahl« 
vorſchlag einreicht, an den ſich ihre 

Kreiswahlvorſchläge anſchließen, führt fie damit in allen Wahl« 

kreiſen auf dem Stimmzettel dieſelbe Nummer. 

Für die Benummerung der Reichswahlvor⸗ 
ſchläge iſt gleichfalls eine Neuregelung durch die Fünfte Andes 
rungsverordnung zur Reichsſtimmordnung geſchaffen worden. Ju- 
nächſt werden die Parteien aufgeführt, die Abgeordnete in den letzten 
Reichstag entſandt haben, und zwar in der Reihenfolge der Stim- 
menzahl, die fie bei der letzten Reichs ⸗ 
tagswahl erhalten haben. Anſchließend 
daran folgen die während der Wahl- 
periode neu gebildeten Parteien, die 
Abgeordnete in den letzten Reichstag 
nicht entſandt haben, zu denen ſich aber 
Abgeordnete des letzten Reichstags bei 
Schluß der Wahlperiode oder im Feit⸗ 
punkt der Auflöſung des Reichstags 
bekannt haben!). So ergibt fih für 
die Wahl am 14. September folgende 
Aummernfolge: 1 = Sozial demokratiſche 
Partei Deutſchlands, 2 Deutſchnationale 
Volkspartei, 5 = Zentrum, 4 = Kommu- 
niftifche Partei, 5 — Deutfche Volks- 
partei, 6 Deutſche Staatspartei (Deut⸗ 
fhe Demokratiſche Partei, Volksnatio⸗ 
nale Reichsvereinigung und verwandte 
Gruppen), 7 = Reichspartei des Deut- 
ſchen Mittelſtandes (Wirtſchaftspartei), 
8 = Baperiſche Volkspartei, 9 Natio- 
nal-ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 
(Bitler-Bewegung), 10 = Deutſches Sand- 
volk (Chriſtlich⸗ nationale Bauern- und 
Landvolkpartei), 11 bolksrecht - Partei 
(Reichspartei für Bolksrecht und Auf« 
wertung) und Chriſtlich⸗Soziale Reichs- 
N partei, 12 = Deutſche Bauernpartei, 
z 15 = £andbund, 14 = Deutſch⸗Hanno⸗ 

} verſche Partei, 15 = Sächſiſches Land⸗ 
volk, 16 = Konfervative Dolkspartei, 
17 = Chriftlich Sozialer Volksdienſt 
(Evangeliſche Bewegung)s). Die 
Stimmabgabe erfolgt derart, da 
der Wähler auf dem Stimmzettel durch ein Kreuz oder Unterſtreichen 
oder in ſonſt erkennbarer Weiſe kennzeichnet, welchem Kreiswahl« 

1) Näheres bei Kalſenberg: Die Wahl zum Reichstag, Führer für die 
Reichstagswahlen, 4., neubearbeitete Aufl., Berlin 1950 (Verlag Otto Stollberg 
Berlin SW 68). — ) Die Nummern 13 und 15 werden vorausſichtlich auf den 


Stimmzetteln ausfallen, da der Landbund als ſolcher keine Liſten, das Sächſiſche 
Landvolt keinen eigenen Reichswahlvorſchlag einreichen wird. 
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vorſchlag er ſeine Stimme geben will. Die Kennzeichnung mittels 
eines Kreuzes oder mittels Unterſtreichens iſt nur eine vom Geſetz 
als beſonders geeignet hervorgehobene Art der Kennzeichnung. Es 
bleibt jedem Stimmberechtigten überlaſſen, welche Art der Kenn- 
zeichnung er wählen will, um ſeine Stimmabgabe für einen 
beſtimmten Dorfchlag erſichtlich zu machen. 

Wenn auch jeder Stimmberechtigte in der Art der Mennzeich⸗ 
nung freie Wahl hat, jo empfiehlt es fih zur Vermeidung der Ges 
fahr einer Ungültigerklärung ſowohl wie im Intereſſe der Derein- 
fachung des Feſtſtellungsverfahrens, die Kennzeichnung in der 


Weiſe vorzunehmen, daß in den Kreis des Wahlvor- 
ſchlags, dem der Wähler feine Stimme geben will, 
ein Kreuz geſetzt wird. 

Soll das deutſche Volk die ſchwere Wirtſchaftskriſe meiſtern 
und ſoll nach außen die gewonnene Geltung erhalten und weiter 
ausgebaut werden, ſo muß die jeweilige Reichsregierung ſich auf 
eine feſte Mehrheit im Reichstag ſtützen können. Nicht in der Jers 
ſpitterung liegt das Heil, ſondern im Streben zum Ganzen und zur 
Einheit. Möge fih das Volf von dieſen Geſichtspunkten leiten laffen, 
wenn es am 14. September über feine weitere Zukunft entſcheidet. 


Das demokratiſche Prinzip und das geltende Wahlrecht. 


Don Dr. Heinrich Teipel. 


Der Parlamentarismus in den Ländern und Kommunen hat in 
der letzten Zeit mancherlei Kritik erfahren müſſen. Er zeitigt in 
der Tat hier und dort eigenartige Zuſtände. Es iſt aber wohl eine 
etwas rohe Form der Ablehnung, wenn die Unzufriedenen ihre 
Kritik einfach dahin zuſammenfaſſen, daß der Parlamentarismus 

r die kleinen Länder und Kommunen mit ihrem in der Haupt- 
ache auf Dermwaltungsangelegenheiten beſchränkten Aufgaben- 
gebiete „nicht paſſe“. Es iſt nicht ſo ſehr der Parlamentarismus, 
der „nicht paßt“, wie die heute noch beliebte Methode der parlas 
mentariſchen Willensbildung für dieſe politiſchen Gebilde. 

Es ſollte eigentlich auffallen, daß eine Parteigruppe, die 
wenig mehr als ein Zehntel des Landes darſtellt, zur poli» 
tiſchen Macht kommen kann. Die Frage ſollte doch naheliegen, ob 
nicht da an den Funktionseinrichtungen unſerer Demokratie ein 
ſchwerer Betriebsfehler vorliegt. Es iſt in der Tat ſo. Unſer 
Wahl gehe verſchuldet es, daß kleinſte Minoritäten zur aus- 
ſchlaggebenden Macht gelangen können. = 


* 
* * 


Laſſen wir Beiſpiele reden: 


Schon der am 50. Januar 1922 gewählte thürin- 
giſche Landtag war kaum arbeitsfähig geweſen und vegetierte 
ſozuſagen von einer Krife zur nächſten hin. Die Deutſche Dolfs- 
partei hatte mit den Deutſchnationalen aus der Chriſtlich⸗nationalen 
Bauern- und Landvolkpartei eine Einheitsliſte gebildet und damit 
die breite Kombination einer „Großen Koalition“ mit den Sozial- 
demokraten von vornherein unmöglich gemacht. Aber auch die nach 
langen vergeblichen Verſuchen begründete geſamtbürgerliche Koali- 
tion zerbrach ſehr bald wieder, als die beiden Demokraten des 
Landtags (3,5 v. Ñ. der abgegebenen Stimmen) wegen der Frieders⸗ 
affäre unwillig wurden. Der letzte Verſuch eines rechtsorientierten 
Kabinetts ſtand vor dem Fiasko, als der eine Sparervertreter und 
die beiden Nationalfozialiften, auf die man fih ſtützen mußte 
Guſammen 7,4 v. H. der abgegebenen Stimmen), wieder entſchie⸗ 
dener Gppoſition ſich zuneigten. 

Am 8. Dezember 1929 fanden die Neuwahlen ſtatt. Wieder 
gingen Landbund, Deutſche Volkspartei, Deutſchnationale und 
Sentrum zuſammen, verpflichteten fih alfo zu einer Rechts koalition. 
An der Mandatsverteilung verſchob fih mit Ausnahme des Fu- 
wachſes der Nationalſozialiſten (+ 6 ftatt bisher 2 Mandate) 
nichts Weſentliches. Aber dieſer Fuwachs der Nationalſozialiſten 
bekam jetzt ſein eigentliches parlamentariſches Schwergewicht, ſie 
waren nun bei der Negierungsbildung gänzlich unentbehrlich 
un geſtützt auf wenig mehr als 11 v. . der abgegebenen 

timmen konnten ſie das Steuer der thüringiſchen Politik an 
ſich nehmen. 
* * 
* 

Bei den Landtagswahlen in Mecklenburg⸗Schwerin 
am 25. Juni 1929 erhielten die Sozialdemokraten 20 Mandate, die 
Einheitsliſte des Nationalen Blocks 23 Mandate, die Kommuniſtiſche 
Partei drei Mandate, die Bauernpartei und die Demokratiſche Partei 
und die Gruppe Dolkswohlfahrt je ein Mandat, die National- 
an errangen bei 4 v. . der abgegebenen Stimmen zwei 

andate. Im ganzen verfügt der Landtag über 51 Mandate. 
Die Regierung wurde unter dem Vorſitz des deutſchnationalen Ab⸗ 
geordneten Eſchenburg von der Einheitsliſte gebildet. Sie bedarf, 
wenn man ihr die Gruppe Volkswohlfahrt grundſätzlich zurechnen 
will, der Unterſtützung der zwei Nationalſozialiſten. Die 4 v. H. 
Nationalſozialiſten haben den Ausſchlag. 


Auf Grund der Kommunalwahlen vom 17. November 1929 
ſetzt ſich das Berliner Stadtparlament folgendermaßen 
zuſammen: : 


274 


Sozialdemokratie 64 Sitze 
N NE ee 
Demokratiſche Harte 14 „ 
Deutſche Volkspartei 16 „ 
IMirtichaftspastel „0.400 10 „ 
Chriſtlicher Volks dient. 3 „ 
Kommuniftifhe Parte 356 „ 
Deutſchnationale Volkspartei 40 „ 
Nationalſozialiſten 18 „ 
Deutſchvölkiſche Freiheitspartei 1 Sitz 


Die abſolute Mehrheit beträgt bei einer Geſamtzahl von 
225 Stadtverordneten 115. Sozialdemokraten und Kommuniſten 
können ſie ſchaffen, wenn ſie zuſammenzugehen vermöchten. Da dies 
aber nicht der Fall iſt, kann eine Mehrheit nur aus den erſt⸗ 
. ſechs Parteien gebildet werden. Wenn der Chriſtliche 

olksdienſt mit feinen drei Mandaten die Oppofition ſtärkt, hört 
die Arbeitsfähigkeit des Berliner Parlaments auf, denn diefe Oppo⸗ 
ſition ift ihrerfeits zu ungleichartig, als daß fie von fih aus eine 
arbeitsfähige Mehrheit ſtellen könnte. 
* 


Das Ergebnis der Wahlen zum ſächſiſchen Landtag vom 
12. Mai 1929 war folgendes: Über 78 v. H. der Wahlberechtigten 
haben gewählt. Von den 96 Landtagsmandaten erhielten 


die Sozialdemokraten . 35 Sitze 
JC a 7x en 

die Deutſche Volkspartei 15 „ 

die Wirtſchaftspart i 11 „ 

die Bauern- und Landvolkpartei 5 „ (= 49 
die Aufwertungsparteien . „ 

die Deutſch nationalen 8 „ 

die Nationalſozialiſten LEN S 

die Altſozialiſtiſche Parti 2 „ 

die Kommuniſten Se 12 


In dem diefen Wahlen voraufgegangenen Landtag bildeten die 
Altfozialiften mit vier Mandaten das „Fünglein an der Waage“ 
und ſtellten kraft dieſer Minderheitsomnipotenz den Miniſterpräſi⸗ 
denten. 1929 wurden ſie aus der Koalition ausgeſchaltet. Da die 
Sozialiſten und die Die Volkspartei nicht zuſammenkommen 
konnten, war eine Mehrheitsbildung nur möglich, wenn Demokraten 
und Vationalſozialiſten als die Flügelparteien einer Koalition von 
ſieben kleinen Parteien ſich verſtändigten. Die vier Demokraten 
oder die fünf Nationalſozialiſten waren alſo in der Lage, jede parlas 
mentariſche Regierung ſtillzulegen. Die Demokraten ſtellten 4,3 v. 5. 
Wähler, die Nationalſozialiſten 5 v. H. 

* 


Sehr merkwürdig liegen auch die Verhältniſſe in Würt⸗ 
temberg. Bei den Wahlen am 20. Mai 1929 erhielten von ins- 
geſamt 80 Mandaten 


die Kommuniſten 6 Sitze 
die Sozialdemokraten ee 7 
e 3. ve WE ee 
die Deutſche Volksparte. 4 n 
das en 22 oe Fee a 
der Chriftlihe Volksdient. 3 „ 
die Bauern- und Landvolkpartei . 16 „ 
die Deutſchnationalen 4 „ 


Um die parlamentariſche Mehrheit von mindeſtens qı Man« 
daten zu begründen, hätte die Weimarer oder die Große Koalition 
gebildet werden können, aber das Zentrum wollte nicht mit den 
Sozialdemokraten S So entſtand, unter Aus ſchluß 
der Deutſchen Volkspartei, eine Rechtsregierung, die von der gu- 
ſtimmung des Chriſtlichen Volksdienſtes Ga v. H. der abgegebenen 
Stimmen) abhängig war. Die parlamentariſche Baſis betrug 
40 Mandate, fie blieb dadurch erhalten, daß die wiederholt ein⸗ 
gebrachten Mißtrauensvoten keine 41 Stimmen zuſammenbrachten. 


a 
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Bei Stimmengleichheit galt der Mißtrauensantrag als abgelehnt, 
aber auch ein pofitiver Dertrauensantrag konnte nicht zuſtande⸗ 
kommen, weil auch er es höchſtens nur auf Stimmengleichheit hätte 
bringen können und damit auch ſeinerſeits abgelehnt geweſen wäre. 
Die Lage verſchob ſich, als durch Urteil des Staatsgerichtshofs die 
Mandatsperteilung geändert werden mußte und nun auf Koften der 
Sozialdemokraten und des Fentrums ein Nationalſozialiſt und ein 
Aufwertler ins Parlament einzogen. Jetzt mußten entweder diefe 
mit je einem Mandat oder die Deutſche Volkspartei (5,1 v. HB. der abs 
gegebenen Stimmen) um Unterſtützung angegangen werden. Letzte 
Hilfe erſtand ſchließlich aus der Vereinigung von Demokraten und 
Volkspartei mit zuſammen zwölf Mandaten, die in die Regierung 
eintraten. * zi Pr 

Die vorftehenden Beiſpiele haben den Zweck, deutlich zu machen, 
daß unſer heutiges Wahlverfahren, das als „das E A gelobt 
wird, in feinen Wirkungen Machtverteilungen 


Schafft, die höchſtes Unrecht werden. Der Grund liegt in zwei 
Umſtänden: einmal in der Tatſache, daß die Parteien immer mehr 
auseinanderſplittern, das iſt zu einem erheblichen Teil Rückwirkung des 
Proporzſyſtems, dann in der Tatſache, daß die beſondere Art der 
deutſchen Parteien trotz dieſer Ferſplitterungen gewiſſe Koalitions« 
verbindungen aus ſtaatspolitiſchen oder weltanſchaulichen Gründen 
oder aus machtpolitiſchen Erwägungen ausſchließt. Die Parteien 
leben nicht alle auf dem gleichen ſtaatlichen Fundamente. Aus 
dieſem Fuſtande entwickelt fih die Macht der Kleinſten, und der Ge- 
rechtigkeitscharakter unſeres Wahlrechts wird geſtört. Parlamen⸗ 
tariſch regierte Demokratien beſtehen aber nicht nur aus Wählern, 
das Lebensintereſſe der Demokratie als Staatsform 
und Staatsgebilde hat ſein Eigenrecht, das durch das 
Wahlverfahren ebenſo geſchützt werden muß wie das Wahlrecht 
des Wählers. 

Zur Olskuſſion über die Wahlreform werden wir noch weitere Betrachtungen 
veröffentlichen. 


Kartelle und Eyndikate. 


Don Kurt Heinig. 1 


Der Kampf um den Preis zwiſchen Erzeuger und Abnehmer 
iſt ſo alt wie der Markt. Man leſe nach, was Sir Colepepper im 
Jahre 1640 im engliſchen Parlament gegen die Induſtriemonopole 

agte: 
ns „Dieſe Leute haben fih wie die Fröſche in Agypten in un⸗ 

ſeren Häuſern eingeniſtet, und kaum haben wir einen Raum von 
ihnen frei. Sie eſſen unſere Suppe mit, ſie nippen von unſeren 
Platten und ſitzen an unſerem Feuer; wir finden fie im Farben⸗ 
topf, in der Waſchſchüſſel und Huderbüchſe; ſie leiſten dem Diener 
in der Kammer Geſellſchaft, fie haben uns vom Kopf bis zum 
Fuß ihre Zeichen und Siegel aufgedrückt.“ 

Das könnte alles ebenſogut heute geſagt ſein. 

In einer Wirtſchaft wie der heutigen, die Sombart Spätkapita⸗ 

lismus genannt hat, ift Preis- und Marktregulierung nicht einfach 
mit Ja oder Nein zu beurteilen. Das kollektive denken, 
von dem unſere Seit zunehmend beſtimmt wird, be- 
grüßt jede organiſatoriſche Idee und iſt für Pla⸗ 
nung, wehrt ſich aber zugleich gegen die freie 
Selbſtbeſtimmung der einzelnen Machtbildung. 
Geſamtverantwortlichkeit will vor dem Einzel⸗ 
intereſſe ſtehen. Der Kampf um und gegen die 
Kartelle und Syndikate will nicht ihre ſchöpfe⸗ 
riſche Funktion vernichten, es geht nicht um die 
Anweſenheit, ſondern um die Kojten, die durch 
die Wirkſamkeit der Kartelle und Syndikate zu 
Laſten aller geſchrieben werden. 

Die deutſchen Kartelle und Syndi- 
kate ſind Formungen ganz eigener Art. Sie ſind 
ein Swifchending von Dertragsgemeinfchaft und 
CTruſt. Das urſprüngliche Weſen des Kartells ift 
die Derfiherung des einzelnen Be⸗ 
triebes durch Gemeinſchaftsab⸗ 
reden. Kartelle erhalten die Selb⸗ 
ſtändigkeit ihrer Mitgliedsfirmen, ſind 
von freiwilliger Übereinkunft ge⸗ 
tragen, „es handelt fih aljo um Fuſammen⸗ 
ſchlüſſe auf vertragsmäßiger Grund ⸗ 
lage. ..“ (Schriften der Kartellftelle des Reichs- 
verbandes der deutſchen Induſtrie, Nr. 8, Dezem- 
ber 1929.) Konzerne find Sufammenfclüffe 
auf tapitalitifher Grundlage. Die 
Konzernbildung ift in Deutſchland außerordent⸗ ; 
lich weit fortgefchritten. Schon 1927 ſtellte das Statiſtiſche Reichs ⸗ 
amt in einer beſonderen Denkſchrift feft, daß bis 88 v. H. der privat - 
induſtriellen Unternehmungen konzernmäßig zuſammengefaßt ſeien. 
Dieſe Entwicklung ift in der Zwiſchenzeit horizontal weiter forts 
geſchritten. 

Die Eigenart unſerer Kartelle und Syndikate liegt darin, 
daß in ihnen die Konzerne die gleiche Kolle ſpielen wie etwa der 
Großaktionär in der Aktiengeſellſchaft. Nicht zuletzt aus dieſem 
Grunde zeigen die deutſchen Kartelle und Syndikate truſtartige 
Atonopolmacht. Beiſpielsweiſe fei hier erwähnt, daß die Der« 
einigte Stahlwerke A.-G. in mehr als einhundert Kartellen und 
Syndikaten ſitzt, in einzelnen mit dem Anſpruch auf die Hälfte und 
mehr von der Geſamtproduktion aller Mitgliedsfirmen. In der 
Generalverſammlung der Kartellmitglieder ift der Großquoten⸗ 
beſitzer herrſchaftsmäßig ſtärker als feine eigene Kapitals 
macht. Im Lebensraum aller wichtigeren Kartelle und Verbände 

beſtimmen heute die großen Induſtrieherrſchaften, die Konzerne. 

Unterſucht man auf dieſer Spur das wahre Weſen der privat- 
induſtriellen Vereinbarungen, dann ergibt ſich, daß es gerade die 
alten und älteſten Kartellprinzipien find, die die Großproduzenten 


Übrige Aktien- 
geselischaften 
5717 


2 
Ende der freien Wirtschaft? 
EAktienkapital(Nominalwert-) E davon in Konzernen 
( in Millionen AM} 


Darstellung der Konzerne u. Interessengemeinschaften der 
deutschen AG.nach And des Stat.Reichsamies für Ende 1926. 


zu Freunden der Organiſationsgemeinſchaft mit ſelbſtändigen 
Kleineren machen, nämlich die Marktkontrolle und Preis 
regulierung, die an der freien Kon 
kurrenz und die Feſtſetzung gleichartiger Ges 
ſchäfts bedingungen. 

Die Eigenart der deutſchen Kartelle und Syndikate iſt alſo ihre 
Herrſchaftskonſtruktion. In den Konzernen herrſcht eine Mutters 
oder Hauptaktiengeſellſchaft über viele Unternehmungen, in der 
Spitzengeſellſchaft regiert nicht jede Aktie (Dividendentitel), fon- 
dern nur der zu Herrſchaftszwecken zuſammengefaßte Aktienpakete⸗ 
beſitz. Er iſt oft durch vielſtimmige Vorzugsaktien und durch die 
Benutzung der Depotaftie nochmals geſteigert. Dieſe Macht dehnt 
ich mit ihrer RN in den Kartellen und Syndikaten herr- 
ſchaftsmäßig über die weiteren äußerlich ſelbſtändigen Beſitzmächte aus. 

Volkswirtſchaftlich gefehen, muß jede Kritik 
an der Markt- und Preisbeeinfluſſung durch die 
Kartelle und Syndikate von der Höhe der 
Selbſtkoſten und der Größe der Ger 
winnſpanne ausgehen. 

Die Kartellinterefjenten haben immer den 
größten Wert auf die Behauptung gelegt, daß 
die Kartelle produktionsfördernd ſeien. Im 
Augenblick wird davon aus verſtändlichen Grün- 
den allerdings weniger geſprochen. Aber da es 
uns auf das grundſätzliche ankommt, ſei jene 
Fundamentierung der Kartellidee des näheren 
unterſucht. 

an ſpricht von ſechs produktionsfördern⸗ 
den Gründen; ſie ſollen ſich zeigen in 

1. rückſichtsloſe Stillegung veralteter Betriebe. 

2. Normiſierung, Tppiſierung und Spezia- 
liſierung der Derbandsprodufte (Martell 
produkte), 

5. Kalkulationsprüfung zu dem Zwecke, rück⸗ 
ſtändige Betriebe mit mangelhaften Me- 
thoden zu einer Umſtellung auf größere 
Leiſtungsfähigkeit zu veranlaſſen, 

4. Zwang zur Verwendung einer Verbands- 
marke, 

5. Qualitätsprüfungskommiſſionen, 

6. Forſchungsarbeiten zur Derbeſſerung der 
Erzeugung. 

Die angeblich veraltete Kartellpraxis foll fih nur mit der feft- 
ſetzung der Preiſe, Lieferungs- und Fahlungsbedingungen beſchäf⸗ 
tigt haben. Das iſt aber ein grober Irrtum, denn auch heute noch 
lautet der entſcheidende Paſſus der Statuten oder Verträge aller 
Kartelle und Verkaufsſyndikate: 

„Die Preife, Lieferungs- und Fahlungsbedingungen werden 
von der Mitgliederverſammlung feſtgeſetzt.“ 

Die Normiſierung und Typiſierung der Der- 
bands- oder Kartellprodukte kann man ebenjo wie den Zwang 
zur Verwendung einer Derbandsmarke und die 
Qualitätsprüfung ohne weiteres als zeitgemäße allgemeine 
Induſtrieentwicklung bezeichnen. Es handelt ſich hier ſicherlich um 
keine für das innere Weſen der Kartelle entſcheidende neue Funk⸗ 
tion, ſondern um ſelbſtverſtändliche Dorausfegung des all⸗ 
gemeinen Warenhandels. Don der Konzerntype zur Kartellmarfe 
iſt der Weg wirklich nicht weit. 

Im beſonderen dort, wo fih die Kartelle zu feſtgefügten Ders 
kaufsorganiſationen entwickelt haben, wo das einzelne Kartell» 
mitglied ſeine Aufträge nicht mehr vom Beſteller, ſondern von der 
Auftragsverteilungsſtelle des Kartells oder Verbandes erhält, wo 
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iſt, ſchon den folgenden 8 7 über 
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im Namen des Kartells geliefert und mit ihm verrechnet wird, ift 
es ſeit Jahrzehnten durchaus üblich und ſelbſtverſtändlich, daß ge⸗ 
wiſſe Qualitäten und Typen vorgeſchrieben werden. Dort, wo man 
zur Entwicklung der ſogenannten Verbandsmarke gekommen iſt, 
find jene Vorſchriften die Vorausſetzung dafür, daß das Kartell 
als Dertriebsitelle der Waren feiner Mitglieder funktionieren kann. 

In der Geſchichte des Roheiſenverbandes (Klotzbach: „Der 
Roheiſenverband“, Verlag Stahleifen 1926) kann man nachleſen, 
daß die rheiniſch⸗weſtfäliſche Verkaufsſtelle für 
Qualitäts-Puddelroheifen in Düſſeldorf, die als 
Kartell im Jahre 1888 ins Leben gerufen worden 


Der Haschen kon ern 


können. Dies auch ſchon deswegen, weil die Kartellmitglieder durch 
Verzicht auf Teile ihres Gewinnes auf dem Wege der Sonderbei⸗ 
tragsleiſtung die Kampfpreiſe zur Vernichtung des Außenſeiters 
zu tragen hätten. 

Bei den Marktpreiſen, die von Kartellen und Syndikaten vor⸗ 
geſchrieben werden, darf alſo nicht nur von der Gewinnſpanne, die 
erzwungen wird, ausgegangen werden. Es iſt auch zu fragen, ob 
die Kartelle in ihren ſogenannten Selbſtkoſten nicht preisverteuernde 
Elemente verbergen, die bei anderen Organi- 
ſationsformen der Produktion erſpart würden 
und ſo eine Verbilligung der Preiſe erzeugen 


Sortenbezeich⸗ 
nung enthielt: . 

„Unter Qualitäts-Puddelroheifen Nr. I 
und II und Stahleifen iſt alles ſpiegelige, weiß⸗ 
ftrahlige, weiße, melierte und graue Puddel⸗ 

- und Martinroheifen jeder Art, ausgenommen 
die als Nr. III oder Luxemburger Qualität be⸗ 
zeichnete Sorte, zu verſtehen. i 

Die Grundpreife für die Sorten, deren 
Verkauf durch die Verkaufsſtelle zu gefchehen 
hat, werden durch den Dorftand feſtgeſetzt. 
Als Qualitäts-Puddelroheifen Nr. I gelten 
alle Sorten, welche unter 0,8 v. Ñ. P +S + Cu 
enthalten, und als Qualitäts- Puddel« 
roheifen Nr. II diejenigen Sorten, welche von 
0,8 bis 1,2 v. J. P +S + Cu enthalten.“ 


Mit den fogenannten Derbandsmarten 
ift es fo, daß fie den Markenartikeln ſchon recht 
nahekommen. arkenartikel wie Verbandsmarken 
haben die gleichen Eigenſchaften. Sie werden zu 


Die vom Syndikat neben dem Jnlands- 
jeseizte Gesamtexportquote: 


l “ 
= pm Oldenburgische Glashütte = 


könnten. Bier ift zu beachten, daß die Ka mp f- 
koſten der Kartelle bei Vereinbarungen 
auf internationaler Baſis ſelbſtverſtändlich auch 
in internationalen Proportionen entſtehen. 


Überdies find auch die Leitungsun⸗ 
koſten bei kartellmäßig gebundenen Produk- 
tionszweigen außerordentlich hoch. Auf den Lele 
tungen der einzelnen Betriebe ſitzt dann nicht nur 
die Leitung etwaiger Mitgliedskonzerne, ſondern 
außerdem die Kartelleitung. 


Eine weitere Selbſtkoſtenverteuerung der 
Ware entſteht daraus, daß die Produktions- 
kartelle, die ja auch mit ihren Abnehmern im 
Dertragsverhältnis und nicht im Fuſammen⸗ 
ſchluß auf kapitaliſtiſcher Grundlage ſtehen, für 
die Dauer ihrer Verträge die Verteilungs⸗ 
kette nicht kürzen können. Im Gegen- 
teil, fie find nach ihrem ganzen Vertragsſyſtem an 
allen Stadien des Zwiſchenhandels bis zum Einzel» 
verkäufer intereſſtert. Die Marktbeherrſchung tft 


Gebr.Stoevesandt, Rinteln / — 
A Vorige Kartejıfirmen / 
a 


einem feſten, vom Produzenten beſtimmten Preije 

bei feſtgelegter Qualität und meiſt in Griginalpackung auf den 
Markt gebracht. Beide haben auch inſofern die gleichen Eigen- 
ſchaften, daß ſie dem Händler jede Selbſtändigkeit der Beſtimmung 
des Einzelverkaufspreiſes nehmen und ihn zum einfachen Waren⸗ 
verteiler machen, deſſen Gewinn entſprechend ſeinem Umſatz durch 
eine Sonderproviſion ſteigerungsfähig ift. 3 

Forſchungsarbeiten find mit jeder Produktion ver» 
knüpft, auch dann, wenn fie nicht kartellmäßig zuſammengefaßt ift. 
Die großen Konzerne leiſten heute überdies auf dieſem Gebiete 
auch dann die Hauptarbeit, wenn fie nicht in irgendwelchen Preis« 
und Marktverbänden organiſiert ſind. 

Das gleiche gilt für Ualkulationsprüfung, gemein- 
ſame Patentbenutzung und Austauſch von Erfah- 
rungen. Auch hier handelt es ſich durchaus nicht um irgend 
etwas ſpezifiſch Kartelliſtiſches. Überdies hat die Bücherkontrolle 
häufig in erſter Linie den Zweck, die Einhaltung der Preiſe und 
Lieferungsbedingungen unter Beobachtung zu halten. 

Eine nähere Nachprüfung macht die Behauptung notwendig, 
daß die Kartelle auf die 
Art produktionsfördernd 
und verbilligend — wirken, 
daß fie rückſichtslos vers 
altete Betriebe ftill« 
legen. Gierbet ift zu beachten, 
daß Kartelle keine Konzerne 
find, nur vertragsmäßige Der- 
einbarungen geſtatten, aber 
keine finanzkapitaliſtiſche Ju ⸗ 
ſammenfügung. In Wirklich ⸗ 
keit ſind heute die ſoge⸗ 
nannten Selbſtkoſten mancher 
Kartelle deswegen ſo hoch, 
weil die Mitglieder ſehr er⸗ 
hebliche Beiträge zu dem 
Swecke aufzubringen haben, 
daß an Betriebe Entſchädi⸗ 
gungen gezahlt werden können, 
die ſich für die Vertragsdauer 
des Kartells ſtillegen ließen. 
Bei der Neubildung des Stahl- 
werksverbandes und feiner 
vielen Tochterſyndikate mußten 
Dutzende von Millionen Mark 
aufgewendet werden, um durch den Aufkauf ſtillzulegender Betriebe 
die dieſen Unternehmungen zuftehenden Quoten für die Kartellgroßmit⸗ 
glieder zu gewinnen. Dieſe Unkoſten werden bei den Preiſen einkalkuliert. 


[7 ute Lede! 
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Soweit die Stillegung auf einem der beiden Wege nicht gelingt, ` 


ift der Sinn des Kartells, daß er auch feinem rückſtändig⸗ 
ten Mitglied Eriftenz und Gewinn ſicherzu⸗ 
ſtellen verſucht. Im anderen Salle würde er ja feine Weiters 
eriftenz als Außenſeiter, im Schatten des Kartells, ermöglichen und 
den Erfolg des Kartells zum mindeſten zeitweilig in Frage ſtellen 
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$ nur im Solidaritätspaft mit den Warenverteilern 
möglich. Bisher find alle Derfuche, in größerem Ausmaße die Der- 
teilung kartellmäßig gebundener Waren organifatorifch fo zu ver⸗ 
einfachen, daß man direkt an den Konſumenten heranging, in den 
Anfängen ſteckengeblieben. Soweit ſolche Beſtrebungen doch Er⸗ 
folg hatten, gingen fie nicht von den Kartellen, ſondern von den 
Konzernen aus. Sie haben das Mittel der kapitaliſtiſchen Ders 
knüpfung und die Freiheit, ohne Rückſicht auf vertragliche Bin- 
dungen handeln zu können. 

Kartelle haben die Tendenz der Fixierung der bei Dertrags« 
abſchluß gegebenen privatwirtſchaftlichen Beſitz⸗ und Verteilungs- 
verhältniſſe. Soweit fih Kartelle ſyndikatsmäßig entwickeln, vers 
ſtärkt fich die Herrſchaftsgewalt über die Beſitz⸗ und Verteilungs⸗ 
verhältniſſe, aber ohne daß merkbar häufig eine Vereinfachung oder 
gar Kürzung und damit Verbilligung der Warenverteilung entſtünde. 

In der Preisdispoſition haben alle vertragsmäß igen 
Verbindungen in der Warenerzeugung und Warenverteilung die 
Tendenz nach oben. Dazu kommt der Wille des Feſthaltens 
am erreichten Niveau. Scheinbar im Widerſpruch dazu ſteht die 
dennoch ſtändig weitergehende 
Rationalifierung. Sie ſpielt 
fih aber zuerſt im Einzelbe⸗ 
trieb, dann in den Konzernen 
ab und erzeugt bei gleichblei⸗ 
benden Kartellbindungen einen 
Supergewinn, der heute 
zumeiſt die Kapitalſchöp⸗ 
fung iſt. Dieſe geſicherte 
Selbſtfinanzierung iſt wahr⸗ 
ſcheinlich einer der Haupt- 
gründe, warum die Konzerne 
es vorziehen, Mitglieder in 
Kartellen zu bleiben, ſtatt zur 
Truſtbildung überzugehen. 


Selbftverftändlich rührt das 
Kartellproblem auch noch an 
andere grundſätzliche und all⸗ 
gemeine Fragen der Volks- 
wirtſchaft. So im beſonderen 
an die, ob überhaupt eine 
Organiſation und Steigerung 
der Produktion ohne gleich 
zeitige Entwicklung 
der Kaufkraft der Abnehmer einen ökonomiſchen 
Sinn hat. Das ſind Fragen, die hier nicht zur Erörterung 
ftehen. Feſtſtehend bleibt, daß die Allgemeinheit die Entwicklung 
der Produktion und die Aufbringung ihrer Koften durch die 
Warenabnehmer nicht den Intereſſenten überlaſſen kann. Die kol⸗ 
lektive Verantwortung zwingt zur Planung, für heute und morgen 
zum mindeſten zum Ausgleich. Produktion und Preis» 
bildung ſind öffentliche Angelegenheiten und 
nicht nur Geſchäfte! 


Der Hetmatdienft 


Deutſchland und die internationale Sozialpolitik. 


Von Regierungsrat Dr. Joachim Fiſcher. 


Die Erkenntnis, daß Arbeiterſchutz und foziale Fürſorge inner⸗ 
halb der einzelnen Staaten einer Ergänzung durch eine inter- 
nationale Sozialpolitik bedürfen, hat ſich ſchon früh durchgeſetzt und 
läßt ſich faſt dis zu den Anfängen einer bewußten Sozialpolitik 
überhaupt zurückverfolgen. wei Gründe vor allem find es, die auf 
eine internationale Fuſammenarbeit auf ſozialem Gebiet hin⸗ 
drängen. Sozialpolitik iſt der inſtitutionelle Niederſchlag einer 
tiefen Sehnſucht des Menſchen nach Befriedung, Ausgleich und 
Aufſtieg, nach Anerkennung der Freiheit und Würde der Arbeit. 
Dieſes Streben iſt an nationale Grenzen nicht gebunden, ſo mannig⸗ 
faltig feine Erſcheinungsformen im einzelnen fein mögen. €s ift 
eine Sehnſucht der ganzen Menſchheit, der von Natur aus wie 
allen ethiſchen Geſetzen weltumſpannende, wahrhaft internationale 
Tendenzen innewohnen, die danach ſtreben, den Leidensgefährten in 
den anderen Ländern über die Grenzen ig die Hand zu gegen« 
ſeitiger Hilfe zu bieten. Durch praktiſche Überlegungen erhalten 
dieſe Beſtrebungen einen weſentlichen Anſporn. Denn neben den 
ethiſchen, vielfach irrationalen Triebkräften find es andererſeits 
ſehr nüchterne, wirtſchaftliche Erwägungen, die zur internationalen 
Derftändigung auf ſozialem Gebiet mahnen. Für die Konkurrenz⸗ 
verhältnifje auf dem Weltmarkt ſpielt bei der Verdichtung der welts 
wirtſchaftlichen Verflechtungen der ſoziale Standard der einzelnen 
Länder eine bedeutſame Kolle. Ein iſoliertes Dorprellen auf 
ſozialem Gebiet kann für eine nationale Wirtſchaft ungünſtige 
Folgen haben, während die gleiche Maßnahme ohne wirtſchafts⸗ 
ſchädigende Wirkung bleibt, wenn ſie etwa gleichzeitig und im 
ähnlichen Ausmaß auch in den im wirtſchaftlichen Wettbewerb 
Pape Staaten erfolgt. Wer die Geſchichte der Sozialpolitik 
ennt, weiß, wie oft derartige Argumente namentlich ſeitens der 
Arbeitgeber gegen den Ausbau der Sozialpolitik ins Treffen ge⸗ 
führt worden ſind. Die Freunde des ſozialen Fortſchritts, vor allem 
die Arbeiterklaſſe in ihren eine internationale Solidarität an⸗ 
ſtrebenden Organifationen, haben daher feit langem einer praf- 
tiſchen internationalen Sozialpolitik die größte Bedeutung zu- 
gemeſſen. Das gilt ſowohl für zwiſchenſtaatliche diplomatiſche 
Dereinbarungen über beſtimmte Fragen, wie auch für eine all⸗ 
gemeine, umſpannende Fuſammenarbeit auf ſozialem Gebiete. 


Für Deutſchland ergab ſich und ergibt ſich aus ſeiner ganzen 
Lage und Entwicklung ein beſonderes aktives Intereſſe an der 
internationalen ſozialen Derftändigung. Deutſchland ift dem wirt- 
ſchaftlichen Wettbewerb anderer Staaten beſonders ausgeſetzt. Mit 
feiner ſtarken Induſtrialiſierung und vor allem feiner hochftehenden, 
opferbereiten Arbeiterſchaft hat es von jeher einen ſozialen Standard 
gehabt, der den Vergleich mit den mit ihm konkurrierenden Ländern 
keineswegs zu ſcheuen brauchte, ſondern denjenigen des Auslandes 
im allgemeinen übertraf. Kein Wunder, daß bei uns der Gedanke 
des internationalen Arbeiterſchutzes auf günſtigen Boden fiel, 


ſchon um einer Geföhrdung des Baues unſerer neue und eigene 


wege gehenden Sozialpolitik durch ſoziales Dumping anderer 
Staaten vorzubeugen. Mit der organiſierten Arbeiterſchaft ſetzten 
fih Wiſſenſchaftler, wie z. B. die ſogenannten Kathederfozialiften, 
für dieſen Gedanken ein. Die erſte Internationale Arbeiterſchutz⸗ 
konferenz wurde 1890 nach Berlin einberufen und ſtand unter dem 
Dorfi des preußiſchen Handelsminifters Sch. v. Berlepſch. Wenn 
auch die Ergebniſſe dieſer Konferenz nur mager waren — der 
Keim zu einer internationalen Zuſammenarbeit auf dieſem Gebiet 
war gelegt und entwickelte fih unter lebhafter Förderung Deutſch⸗ 
lands günftig weiter. Es folgten Internationale Arbeiterſchutz⸗ 
kongreſſe in Zürich (1897), Brüſſel (1897) und Paris (1900). In 
Paris wurde eine Internationale Vereinigung für geſetzlichen 
Arbeiterſchutz gegründet, der ſich als deutſche Sektion die Geſell⸗ 
ſchaft für ſoziale Reform anſchloß. Ein Internationales Arbeits- 
amt mit dem Sitz in Baſel wurde eingerichtet, um die Arbeiten 
der Internationalen Vereinigung praktiſch zu unterſtützen. Mit 
a Leitung wurde ein Deutjch-Öfterreicher, Dr. Stephan Bauer, 
etraut. 
‚Sreilic waren diefe Einrichtungen, an denen Deutfchland rege 
. mitarbeitete, zunächſt rein private Schöpfungen. Aber fie ges 
wannen zunehmend amtliche Förderung. Auch die deutſche Regies 
rung beteiligte fih mit einem namhaften laufenden Fuſchuß und 
ratifizierte Zwei internationale Abkommen über den Arbeiterſchutz 
(das Verbot der Verwendung von Phosphor bei der Sündholz⸗ 
fabrikation und das Derbot der Nachtarbeit der Frauen betreffend), 
deren Fuſtandekommen auf die vereinigung zurückzuführen iſt. 


Der Weltkrieg, der die mitteleuropäiſchen Staaten iſolierte, 
unterbrach zunächſt die Beſtrebungen der internationalen Sozial⸗ 
politik. Aber die erſtarkende deutſche Gewerkſchaftsbewegung ließ 
den Gedanken in Deutſchland keineswegs zum Abſterben kommen. 
Die Fühlung mit den Gewerkſchaften der mit Deutſchland nicht 
verfeindeten Staaten wurde aufrechterhalten, z. B. auf der Gewerk⸗ 


ſchaftskonferenz von Bern 1917, auf der auch ein Programm intere 
national durchzuſetzender Arbeiterſchutzmaßnahmen aufgeſtellt wurde. 


der Ausgang des Weltkrieges wies der internationalen 
Sozialpolitik neue Bahnen. Durch den Vertrag von Derfailles 
wurde in einem beſonderen Teil XIII, der ſich wörtlich in den 
anderen Friedensverträgen findet, die Internationale Organiſation 
der Arbeit (J. A. O.) geſchaffen, die auf völkerrechtlicher Grund» 
lage die Beſtrebungen der Internationalen Vereinigung für geſetz⸗ 
lichen Arbeiterſchutz fortzuſetzen berufen ift. Ihr gehören die Mit- 
gliedsſtaaten des Völkerbundes an; fie iſt ein — wenn auch felb- 
ſtändiger — Teil dieſes Bundes. Ihre Organe, in denen neben 
den Regierungen auch die Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſelbſtändig 
und gleichberechtigt vertreten find, find die Internationalen Arbeits⸗ 
konferenzen, die regelmäßig einmal im Jahre — meiſt in Genf — 
zuſammentreten, und das Internationale Arbeitsamt (J. A. A.) in 
Genf, das unter der richtungweiſenden Aufſicht eines Verwaltungs⸗ 
rats von 24 Mitgliedern ſteht. 

Der Umſtand, daß. die Organiſation der Arbeit durch den 
Vertrag von Verſailles gegründet worden iſt, der wohl in jedem 
Deutſchen trübe Erinnerungen erweckt, hat zweifellos dazu bei⸗ 
etragen, daß man dieſer Einrichtung in Deutſchland zunächſt viel ⸗ 
fach ſkeptiſch oder gar ablehnend gegenüberſtand. Indeſſen darf 
dieſes an pa berechtigte Reffentiment nicht übertrieben werden. 
Denn die Aufnahme von Beſtimmungen über die internationale 
Sozialpolitik in den Friedensvertrag wurde auch von deutfcher 
Seite gewünſcht, um aus der allgemeinen Verwirrung wenigſtens 
auf dieſem Gebiet etwas zu retten. Es wurde von deutſcher Seite 
in Derjailles ſogar ein ausgearbeiteter Entwurf für einen Abſchnitt 
über die internationale Sozialpolitik überreicht. Mit der Zeit 
dürfte in Deutſchland die eben gekennzeichnete Einſtellung mehr 
und mehr an Stärke verloren und einer ſachlichen Beurteilüng der 
Arbeitsorganiſation Platz gemacht haben. Daß bei uns niemals, 
auch nicht in den trübſten Tagen, der Glaube an die Notwendig⸗ 
keit internationaler Sozialpolitik verlorengegangen ift, dafür ift 
wohl der Art. 162 der Weimarer Verfaſſung ein beredtes Zeugnis. 
Danach tritt das Reich für eine zwiſchenſtaatliche Regelung der 
Rechtsverhältniſſe der Arbeiter ein, die für die geſamte arbeitende 
Klafje der Menſchheit ein allgemeines Mindeſtmaß der ſozialen 
Rechte erſtrebt. 

Deutſchlands Bedeutung für die internationale Sozialpolitik 
wurde auch innerhalb der neuen Organiſation der Arbeit alsbald 
anerkannt. Obwohl es erft viel ſpäter dem Dölkerbunde beitrat, 
wurde es ſchon 1919 auf der „ von Wafhington 
mit erdrückender Mehrheit in die J. A. G. aufgenommen. Der 
Reichsregierung wurde auch von vornherein einer von den zwölf 
Sitzen zuerkannt, die den Regierungen der Mitgliedftaaten im Der» 
waltungsrat des J. A. A. vorbehalten ſind. 

Seit ſeiner Aufnahme hat Deutſchland nach beſten Kräften an 
dem großen Werk der J. A. O. mitgearbeitet. Abgeſehen von der 
erſten Arbeitskonferenz in Waſhington, an der eine deutſche Ders 
tretung aus techniſchen Gründen nicht teilnehmen konnte, hat es 
alle Arbeitskonferenzen beſchickt. Freilich ergaben ſich mancherlei 
Hemmungen und Schwierigkeiten. Zwar machte fich die allgemeine 
deutſchfeindliche Stimmung der erſten Nachkriegsjahre in der 
J. A. O. verhältnismäßig ſchwach geltend; aber neben gefühls⸗ 
mäßigen Momenten mußte der Umſtand Deutſchlands Mitarbeit 
erſchweren, daß Amtsſprachen nur Engliſch und Franzöſiſch waren 
und auch im Perſonal des J. A. A. das deutſche Element zunächſt fait 
völlig fehlte. Dazu kam die Lage der Reichsfinanzen, beſonders feit dem 
Markſturz, die für die Entſendung hinreichend ſtarker Delegationen 
zu den Arbeitskonferenzen hemmend wirkte und die zuletzt zu einer 
zeitweiligen Einſtellung der deutſchen Beiträge zu den Kojten des 
J. A. A. zwang. 

Bei unvoreingenommener Beobachtung läßt ſich nicht ver⸗ 
kennen, daß ſich Deutſchlands Stellung innerhalb der J. A. O. im 
Laufe der Jahre weſentlich gefeſtigt hat. Die Sprachenfrage — die 
übrigens nicht als Preſtigefrage aufgefaßt werden darf und auch 
von Deutſchland nicht fo aufgefaßt worden ift — hat eine einſt⸗ 
weilen annehmbare Löſung gefunden. Zwar ſind Franzöſiſch und 
Engliſch die einzigen offiziellen Sprachen geblieben; praktiſch aber 
find weitgehende Auflockerungen in der Fulaſſung und Verwendung 
anderer Sprachen eingetreten, die vor allem dem Deutſchen zugute 
kommen. Die delegierten können ſich bei ihren Darlegungen des 
Deutſchen bedienen, ohne ſelbſt für die Tiberfegung forgen zu 
müſſen; in den Ausſchüſſen werden die Verhandlungen ſtellenweiſe 
auch in das Deutſche übertragen. Dieſes Entgegenkommen in der 
Sprachenfrage iſt ſchon aus dem Grunde berechtigt und wichtig, weil 
gerade die Arbeitnehmervertreter auch vieler außerdeutſcher Länder 
wegen ihrer engen Beziehungen zur deutſchen ſozialen Bewegung 
das Deutſche verſtehen, ohne der Amtsſprachen mächtig zu fein. 
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Die wertvolle Mitarbeit dieſer Perſönlichkeiten ift nun in ſtärkerem 
Ausmaße als früher möglich. Unter Mitwirkung des J. A. A. 
werden jetzt auch von den beſchloſſenen Übereinkommen und 
Empfehlungen deutſche Überſetzungen aufgeſtellt, die innerhalb des 
Reichsgebiets an die Stelle der fremdͤſprachigen Texte treten 
können; es verſchwinden damit im Falle der Ratifikation die 
franzöſiſchen und engliſchen Texte aus dem Reichsgeſetzblatt, die 
deutſchen Gerichte und Behörden haben es nur mit den deutſchen 
Texten zu tun. Die Deröffentlichungen des Arbeitsamts (Studien, 
Berichte, Zeitfchriften, Sammlungen von arbeitsrechtlichen Ge- 
ſetzen uſw.) erſcheinen ſchon feit langem zum größten Teil auch in 
deutſcher Sprache. Deutſchland iſt übrigens bezeichnenderweiſe 
der beſte Abnehmer für die Druckſchriften des J. A. A. Auch die 
Vermehrung des deutſchen Perjonals dieſes Amts war für Deutfch- 
land nicht etwa nur eine Preſtigefrage; denn daß deutſche Beamte 
in Genf eine Brücke bilden zwiſchen der ſo fruchtbaren Sozial⸗ 
politik Deutſchlands und der Betätigung des Amts und damit der 
internationalen Sozialpolitik, dürfte ohne weiteres einleuchten. In 
dieſem Sinn ift es zu begrüßen, daß der Stab der deutſchen Mit- 
arbeiter in Genf ſich ſtändig, wenn auch noch nicht im erſtrebens⸗ 
werten Maße erweitert hat. 
Poſten hervorzuheben, einen Diviſionschef (etwa einem Miniſterial⸗ 
direktor vergleichbar) und drei Sektionschefs (etwa Miniſterial⸗ 
räten entſprechend), daneben Angeſtellte faſt aller übrigen Grade. 

Wie ſtark ſich Deutſchland innerhalb der J. A. O. durchgeſetzt 
hat, dafür iſt ein Beweis, daß 1929 ein Deutſcher, der frühere 
Reichsarbeitsminiſter Dr. Brauns, einſtimmig zum Präſidenten der 
XII. Arbeitskonferenz gewählt wurde; ſchon vorher waren wieder- 
holt Deutſche zu Dorſitzenden wichtiger Konferenzausſchüſſe ge⸗ 
wählt worden. Erwähnung verdient auch, daß 1927 der Ders 
waltungsrat des J. A. A. auf Einladung der Reichsregierung eine 
Tagung in Berlin abgehalten hat. Bei dieſer Gelegenheit haben 
die Delegierten, das ging aus vielen Außerungen hervor, ſtarke 
Eindrücke empfangen von deutſcher Arbeit und deutſcher Sozial⸗ 
politik, in der Deutſchland, nach einem kaum überſetzbaren Wort 
Albert Thomas', des Direktors des Arbeitsamts, ein ſtarkes 
„potentiel de paix“ beſitzt. 


Aber im großen Fuſammenhange der Weltpolitik und des 
internationalen Arbeitsrechts kann natürlich der wachſende Ein⸗ 
fluß Deutſchlands in der J. A. O. nur als Mittel zum Zweck an- 
geſehen werden. Dergegenwärtigen wir uns, was eingangs über 
die Triebkräfte und die Siele der internationalen Sozialpolitik 
gefagt wurde. Daraus ergibt ſich, welche Fülle materieller Auf- 
goner es für Deutſchland innerhalb der J. A. O. zu löſen gibt. 

eutſchland iſt nicht mit Unrecht als ein klaſſiſches Land der 
Sozialpolitik bezeichnet worden. Dieſer Ruf gibt uns die geſchicht⸗ 
liche Sendung, unſere Kenntniffe und Erfahrungen den Ländern 
zugänglich zu machen, für die das deutſche Vorbild anwendbar und 
erſtrebenswert if. Und gerade deutſchland mit feinen Vor- 
belaſtungen, die ſich aus dem verlorenen Krieg ergeben, hat alles 
Intereſſe daran, daß es nicht einem ſozialen Dumping durch 
einen niedrigeren ſozialen Standard von Ländern ausgeſetzt wird, 
mit denen es im wirtſchaftlichen Wettbewerb ſteht. Die Geſtaltung 
der internationalen Arbeitsübereinkommen bietet ein gewiſſes 
Mittel hierfür. Auch auf dieſem überragend wichtigen Gebiete 


Er umfaßt jetzt, um die wichtigſten 


der materiellen Beeinfluſſung der ausländiſchen Sozialpolitik 
über die J. A. OG. ift ein ſteigender Erfolg Deutſchlands unverkenn⸗ 
bar. Es fei nur an die Übereinkommen von 1927 über die Kranken⸗ 
verſicherung erinnert, die eng an die deutſche Geſetzgebung an⸗ 
gelehnt ſind. Umgekehrt kann und will ſich Deutſchland nicht 
der — wenn auch nur moraliſchen — Verpflichtung entziehen, durch 
die Ratifikation beſchloſſener Übereinkommen die Arbeit der 
J. A. O. zu fördern. Ohne dem Spiel mit den Vatifikations⸗ 
zahlen — die gewogen, nicht gezählt werden müſſen — eine ihm 
nicht zukommende Bedeutung beimeſſen zu wollen, ſei erwähnt, 
daß Deutſchland bis jetzt 15 Ratifikationen vorgenommen hat!). 
Dabei muß man beſonders beachten, daß Deutſchland inſofern in 
der Katifikationsfrage ſtrenge Anſchauungen hat, als es erft dann 
die internationale Bindung eingeht, wenn es zuvor ſeine Geſetz⸗ 
gebung bis ins einzelne der internationalen Regelung angepaßt hat 
und die volle Gewähr für die tatſächliche Durchführung über⸗ 
nehmen kann. 

Wenn manche der Arbeitsübereinkommen, darunter z. B. das 
bekannte Abkommen von Waſhington über den Achtſtundentag, von 
Deutſchland noch nicht ratifiziert ſind, ſo hat dabei zweifellos die 
ſtrenge deutſche Anſchauung von der genauen Durchführung über⸗ 
nommener internationaler Pflichten eine bedeutende Kolle geſpielt. 
Dieſe deutſche Übung ſteht in einem gewiſſen Gegenſatz zu der 
etwas weitherzigen Praxis einzelner der anderen Mitgliedsſtaaten 
der J. A. G., die mit Ratifikationen vielleicht etwas ſchneller bei 
der Hand ſind, deren tatſächliche Durchführung nachher zu wünſchen 
übrig läßt. Auf eine gute Durchführung der übernommenen inter⸗ 
nationalen Bedingungen, auf die es ja letzten Endes ſozial und 
wirtſchaftlich ankommt, wirken beſondere Ausſchüſſe beim Arbeits- 
amt und bei den Arbeitskonferenzen hin, die die Berichte der Re- 
gierungen an das Amt zu prüfen haben. Es iſt vom deutſchen 
Standpunkt aus wichtig, daß dem erſterwähnten Sachverſtändigen⸗ 
Ausſchuß ſtändig auch ein deutſcher Sachverſtändiger angehört. 


Die Wechſelwirkung zwiſchen nationaler und internationaler 
Sozialpolitik, wie fie ſich innerhalb der Arbeitsorganifation auf 
verſchiedenen Wegen vollzieht, wird ergänzt durch unmittelbare 
ſozialpolitiſche Verbindungen und Vereinbarungen zwiſchen den 
einzelnen Staaten. Auch hier hat Deutſchland aktive und erfolg⸗ 
reiche Arbeit geleiſtet. Mehrfach — in Bern 1924, in Sonden 1926 
und in Genf 1929 — iſt das Reich durch ſeinen Arbeitsminiſter 
an Beſprechungen der Arbeitsminiſter der wichtigſten europäiſchen 
Induſtrieſtaaten beteiligt geweſen. Mit vielen Ländern, in erſter 
Linie den Nachbarländern, find Verträge von Regierung zu Regies 
rung über Arbeiterfragen, insbefondere über die Wanderarbeiter 
und über die Gegenſeitigkeit in der Sozialverſicherung, abgeſchloſſen 
worden. Auch mit Frankreich iſt — was beſonders hervorgehoben 
ſei — ein Abkommen über einen gewiſſen Austauſch von Arbeits⸗ 
kräften zuſtande gekommen. Dor allem aber mit Öfterreich ift eine 
enge Fuſammenarbeit auf ſozialem Gebiet in die Wege geleitet 
worden, die ſich auch auf die gemeinſame Ausarbeitung wichtiger 
Geſetzentwürfe, die für beide Länder gelten ſollen, erſtreckt. 

Allgemein ſucht das Reih durch die Entſendung ſozial ges 
ſchulter Beamter zu wichtigen Auslandsvertretungen die Kenntnis 
ausländiſcher Sozialpolitik zu vertiefen und der ſozialen Zufammen- 
arbeit den Boden zu bereiten. 


Die 14. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz in Genf. 


In der Zeit vom 10. bis 28. Juni 1950 hat die allgemeine 
Konferenz der Internationalen Arbeitsorganiſation des Dölker⸗ 
bundes ihre 14. Tagung in Genf abgehalten. Die Konferenz war 
von den Mitgliedſtaaten außerordentlich ſtark beſchickt; es waren 
nicht weniger als 51 Staaten vertreten, nur vier Mitglieder hatten 
keine Abordnung entſandt: Norwegen, das jedoch einen Beobachter 
und einen Sachverſtändigen geſchickt hatte, Argentinien, Salvador 
und Athiopien. Zum erſtenmal dagegen war auf dieſer Konferenz 
Neuſeeland anweſend. Eine Reihe von Nichtmitgliedſtaaten, 
darunter zum erſtenmal Mexiko, hatte Beobachter entſandt. Fns- 
gefamt nahmen an der Konferenz 86 Regierungsvertreter, 55 Ur- 
beitgebervertreter und 35 Arbeitnehmervertreter mit 208 techniſchen 
Ratgebern, insgeſamt etwa 564 Perſonen teil. : 

Zum Vorſitzenden wurde der frühere belgiſche Arbeitsminifter 
Mahaim gewählt. Die Konferenz hatte fih mit drei Hauptfragen 
zu befaſſen: 

1. Mit dem grundſätzlichen Verbot der Swangs⸗ oder Pflicht 
arbeit und ihrer Regelung nach menſchlichen Geſichtspunkteit für 
beſtimmte Ausnahmefälle, ſoweit dieſe im öffentlichen Intereſſe 
notwendig ſind. . 

2. Mit der Arbeitszeit der Handels- und Büroangefteliten. 

5. Mit der Arbeitszeit in den Kohlenbergwerken. 

Daneben mußte ſich die Konferenz, wie alljährlich, mit dem 
Jahresbericht des Direktors für das vergangene Jahr befaſſen, einige 
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Fragen ihrer Geſchäftsordnung beraten und endlich die Jahres- 
berichte über die Durchführung der ratifizierten Ubereinkommen auf 
Grund des Art. 408 einer Prüfung unterziehen. Einen nicht 
unweſentlichen Teil der Beratungen nahm auch, wie alljährlich, die 
Prüfung der Vollmachten ein. 

Sur Erledigung dieſer ihrer Aufgaben ſetzte die Konferenz 
eine Reihe von Ausſchüſſen ein, und zwar für jede der genannten 
Fragen (außer für den Bericht des Direktors) einen beſonderen 
Ausſchuß. 

e wichtigſte Frage der Tagesordnung war die 
Arbeitszeit in den Kohlenbergwerken. Man wird fih entfinnen, 
daß die Anregung zur Behandlung dieſer Frage vom Dölkerbund 


4) Im einzelnen find das folgende: Die Abereinkommen der I. Konferenz über 
die Arbeitsloſigkeit und über die Beſchäftigung der Frauen vor und nach der 
Niederkunft; der II. Konferenz über das Mindeſtalter für die Zulaſſung zur 
Arbeit auf See, über die Arbeitsvermittlung für Schiffsleute und über die Gewährung 
einer Entſchädigung für Arbeitsloſigteit infolge von Schiffbruch; der III. Konferenz 
über das Bereinigungs- und Koalitionsrecht der landwirtſchaftlichen Arbeitnehmer, 
über die Entſchädigung bei Betriebsunfällen in der Landwirtſchaft, über das Mindeſt⸗ 
alter für die Zulaſſung von Jugendlichen zur Beſchäftigung als Kohlenzieher oder 
Heizer und über die pflichtmäßige ärztliche Unterfuhung der in der Seeſchiffahrt 
be Doge Kinder und Jugendlichen; der VII. Konferenz über die Entſchädigung 
bei Berufskrankheiten und über die Gleichbehandlung einheimiſcher und ausländiſcher 
Arbeitnehmer in der Entſchädigung bei Betriebsunfällen; der IX. Konferenz über 
die Yeimihaffung der Schiffsleute; der X. Konferenz über die Krantenverſicherung 
der Arbeitnehmer in Gewerbe und Handel und der Hausgehilfen und über die 
Krankenverſicherung der Arbeitnehmer in der Landwirtſchaft; endlich der XI. Konfe- 
renz über die Einrichtung von Verfahren zur Feſtſetzung von Mindeſtlöhnen. 
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ausgegangen ift, deffen Bundesverjammlung im September vorigen 
Jahres den Verwaltungsrat erſuchte, zunächſt die ſoziale Seite des 
Kohlenproblems international zu regeln, um damit gewiſſe 
Schwierigkeiten, die fih den erſtrebten wirtſchaftlichen Derein- 
barungen im Kohlenbergbau entgegenſtellten, zu beſeitigen. Der 
Verwaltungsrat nahm dieſe Anregung an und befaßte eine eigens 
für dieſen Zweck einberufene techniſche Konferenz der neun wich⸗ 
tigſten europäiſchen Kohlenländer im Januar dieſes Jahres mit 
der Behandlung des Problems. Dieſe Vorkonferenz konnte ihre 
Aufgaben jedoch nur zum Teil löſen. Immerhin genügten dieſe 
Beratungen, um den Verwaltungsrat zu beſtimmen, die Frage auf 
die Tagesordnung der diesjährigen allgemeinen Konferenz zu ſetzen. 
Die Frage war dabei offen gelaſſen worden, ob die Beſchlüſſe dieſer 
Tagung als erſte Leſung gelten ſollten oder als zweite Leſung, 
d. h. ob fie bereits endgültige Beſchlüſſe fein ſollten. Es jet vorweg⸗ 
genommen, daß die Konferenz ſich dafür entſchied, die Frage jetzt 
bereits endgültig zu behandeln. In dem Ausſchuß, der von der Kon- 
ferenz eingeſetzt wurde, hat man den Führer der deutſchen Abord- 
nung, Herrn Reichsminifter a. D. Dr. Brauns, zum Vorſitzenden ges 
wählt. Berichterſtatter des Ausſchuſſes war der engliſche Miniſter für 
den Bergbau Shinwell. Der Kampf in dem Ausſchuß drehte ſich vor 
allem um drei Fragen: einmal um die Dauer der Arbeitszeit, ſodann 
um die Frage der Berechnung der Arbeitszeit und endlich um die 
Frage der Überſtunden. In der Frage der Dauer der Arbeitszeit 
waren nacheinander die Anträge der Arbeitnehmergruppe auf ſieben 
Stunden täglich, der Entwurf des Internationalen Arbeitsamtes 
mit 2½ Stunden, der Antrag der Deutjchen Regierung mit 
7% Stunden und der Antrag der Arbeitgeber mit 8 Stunden ab- 
gelehnt worden. Als ſich in inoffiziellen Derhandlungen einen Tag 
ſpäter für den deutſchen Antrag eine Mehrheit gefunden hatte und 
der Vorſitzende auf Beſchluß der Kommiſſion dieſen Antrag erneut 
zur Abſtimmung ſtellte, proteſtierten die Arbeitgeber gegen die er⸗ 
neute Abſtimmung und verließen, als ſie doch durchgeführt wurde, 
die Derhandlungen. Der deutſche Antrag wurde dann mit den 
Stimmen der Arbeitnehmer und einem großen Teil der Regierungs- 
ſtimmen angenommen und wäre auch angenommen worden, wenn 
die Arbeitgeber dagegen geſtimmt hätten. In der Frage der Be⸗ 
rechnung war es beſonders England, das bejondere Wünſche hatte. 
Auf dem Kontinent herrſcht das individuelle Berechnungsverfahren 
vor, d. h. als Arbeitszeit gilt die Zeitfpanne zwiſchen dem Augen⸗ 
blick, wo der Arbeiter den Korb zur Einfahrt betritt und ihn nach 
vollendeter Ausfahrt wieder verläßt. Dagegen hat England von 
jeher feine Arbeitszeit kollektiv berechnet, d. h. als Arbeitszeit gilt 
die Zeit zwiſchen dem Augenblick, wo der letzte Arbeitnehmer der 
Schicht die Erdoberfläche verläßt, und dem Augenblick, wo der 
erſte Arbeitnehmer der gleichen Schicht an die Erdober⸗ 
fläche zurückkehrt. Durch dieſe verſchiedenen Berechnungsarten 
ergeben ſich Unterſchiede in der Feit, in der produktive Arbeit im 
Bergwerk geleiftet wird, die 5 bis 15 Minuten betragen können. 
Nach mühevollen Verhandlungen gelang es, für die Kollektiv» 
berechnungsmethode in das Übereinkommen eine Beſtimmung herein- 
zubringen, die ſicherſtellte, daß die produktive Arbeitszeit in Eng⸗ 
land ein beſtimmtes Maß, das dem des Kontinents gleichkommt, 
nicht überſchreitet. Was endlich die Überftunden anlangt, fo billigte 
die Kommiſſion ein Fan Maß von techniſchen Überſtunden, da- 
gegen lehnte fie zunächſt Überftunden aus wirtſchaftlichen Gründen 
ab, die Deutſchland und eine Reihe anderer Regierungen bis zu 60 
im Jahre als unbedingt erforderlich in das Übereinkommen hinein⸗ 
arbeiten wollten. Auf dieſe ablehnende Haltung, die auch bei einem 
erneuten Antrag der Deutſchen Regierung und mit ihr verſchiedener 
anderer Regierungen in der Dollfonferenz aufrechterhalten wurde, 
ijt es zurückzuführen, daß die Deutſche Regierung erklären mußte, 
nicht für das Übereinkommen ſtimmen zu können, ſondern ſich, da 
ſie damit vor einer neuen Situation ſtehe, die zunächſt geprüft 
werden müſſe, der Stimme enthalten müſſe. Der von der Kom- 
miſſion vorgelegte Entwurf erhielt bei der endgültigen Abſtimmung 
nicht die notwendige Zweidrittelmehrheit und war damit ab⸗ 
gelehnt. Auf Antrag des deutſchen Regierungsvertreters beſchloß 


die Konferenz dann, die gleiche Frage auf die Tagesordnung der 
W Arbeitskonferenz erneut zu ſetzen. 

Das Übereinkommen über die Zwangsarbeit nahm die Kone 
ferenz mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit an. Wie bereits 
erwähnt wurde, verbietet das Übereinkommen grundſätzlich die 
Zwangs- und Ae, und trifft eine Regelung für ſie für 
beſtimmte Ausnahmefälle, ſoweit dieſe im öffentlichen Intereſſe 
notwendig ſind. Nach dem Übereinkommen hat das Internationale 
Arbeitsamt nach Ablauf von fünf Jahren die Befugnis, die Auf⸗ 
hebung der Zwangs- und Pflichtarbeit in Erwägung zu ziehen und 
die Konferenz damit zu befaſſen. Weiterhin iſt als wichtig hervor⸗ 
zuheben, daß die Verwendung von Eingeborenen, die für Militär- 
dienſtzwecke ausgehoben werden, auf Arbeiten rein militäriſchen 
Charakters beſchränkt bleiben muß. Die Höchſtdauer der Swangs⸗ 
arbeit wurde in dem Übereinkommen auf 60 Tage während eines 
Jahres beſchränkt. Der urſprünglich in dem Entwurf vorgeſehene 
Achtſtundentag für Fwangsarbeiter wurde nicht beibehalten, ſondern 
mit knapper Mehrheit beſchloß der zuſtändige Ausſchuß und ſpäter 
die Konferenz, daß die tägliche Arbeitsdauer die gleiche fein foll 
wie die der freien Arbeiter. Auch ein Antrag Portugals, die Ber 
ſtimmung aufzuheben, wonach jährlich dem Internationalen Arbeits ⸗ 
amt Berichte über die Durchführung des Übereinkommens vorgelegt 
werden ſollen, verfiel der Ablehnung. Was die Ratifikation und 
die ſpätere Durchführung des Übereinkommens angeht, ſo iſt zu 
beachten, daß die Konferenz nicht die Beſtimmung des Artikels 421 
des Vertrages von Derfailles beſeitigen konnte, wonach die Mitglied⸗ 
ſtaaten ſich verpflichten, die Übereinkommen, die ſie ratifiziert haben, 
entſprechend den Beſtimmungen des Teils XIII für diejenigen ihrer 
Kolonien, Beftzungen und Protektorate, die keine völlige Selbſt⸗ 
regierung haben, in Kraft zu ſetzen, jedoch unter folgenden Dor- 
behalten: 

1. Die Anwendbarkeit des Übereinkommens darf nicht durch die 

örtlichen Verhältniſſe ausgeſchloſſen fein. 

2. Die für die Anpaſſung des Übereinkommens an die örtlichen 
Verhältniſſe erforderlichen Abänderungen dürfen ihm ein- 
gefügt werden. 

Es iſt zu erwarten, daß eine Reihe von Staaten, ſofern fie 
überhaupt ratifizieren, von der Möglichkeit dieſes Artikels in mehr 
oder weniger großem Ausmaße Gebrauch machen wird. Immerhin 
iſt es zu begrüßen, daß die Konferenz mit übergroßer Mehrheit ſich 
zu dem Grundſatz der Abſchaffung der Zwangsarbeit bekannt hat, 
eine Tat, die auch ſehr ſtark nach moraliſchem Geſichtspunkt be- 
urteilt werden muß. 

Das Übereinkommen über die Arbeitszeit in Handelsunter« 
nehmungen und in den Büros wurde ebenfalls von der Konferenz 
in zweiter Leſung behandelt und mit der notwendigen Sweidrittel⸗ 
mehrheit angenommen. Sein Zweck iſt im weſentlichen, die Lücken, 
die das Waſhingtoner Übereinkommen über die Arbeitszeit in ges 
werblichen Betrieben gelaſſen hat, auszufüllen und die Kategorien 
von Arbeitnehmern zu erfaſſen, die dem Wafhingtoner Überein⸗ 
kommen nicht unterliegen. 

Auch der Ausſchuß, der für die Nachprüfung der Jahresberichte 
der ratifizierten Übereinkommen auf Grund des Artikels 408 ein- 
geſetzt worden war, hat ausgezeichnete Arbeit geleiſtet. Diejenigen 
Staaten, die es mit der Schaffung eines internationalen Arbeits» 
rechts und ſeiner praktiſchen Anwendung ernſt meinen, haben alles 
Intereſſe daran, daß die Übereinkommen nicht nur ratifiziert werden, 
ſondern daß ſie auch nach ihrem Geiſt und Buchſtaben wirklich zur 
Durchführung gelangen. Der Initiative der Konferenz und des 
jährlich eingeſetzten beſonderen Ausſchuſſes ift es zu danken, daß 
immer mehr auf eine ſtrikte Durchführung der ratifizierten Über⸗ 
einkommen gefehen wird. Auch in dieſem Jahre zeigt der Bericht 
des Ausſchuſſes an die Vollkonferenz wieder, daß weitere Ders 
befferungen möglich find. Es ift anzunehmen, daß fih der Ver⸗ 
waltungsrat auf feiner nächſten Tagung im Gktober mit dem Be- 
richt befaßt und ſeinen Anregungen für den Ausbau des Verfahrens 
in vollem Umfang zuſtimmen wird. 


Die Zweiſeitigkeit der Löhne und Sozialleiſtungen. 


Don Thomas Ritter. 


Ebenſo wie Lohn und Gehalt werden auch die Sozialleiſtungen 
zumeiſt nur einfeitig geſehen, fie erſcheinen fo als Unkoſten und 
Sajten. Aber ſowohl das Arbeitsentgelt wie die Sozialverſiche⸗ 
rungsbeiträge haben volkswirtſchaftlich eine zweiſeitige funt- 
tion, fie find nicht nur Ausgabe, ſondern auch Einnahme. 

Heute iſt wohl ein unbeſtrittenes Axiom, daß kein induſtriell 
entwickeltes Land mehr als etwa 20 v. H. ſeiner eigenen Produktion 
zu exportieren vermag. Die tatſächlichen Gefamtzahlen find, ſoweit 


ſie an der Hand von Produktionsſtatiſtiken überhaupt gemeſſen 
werden können, weſentlich niedriger. Alſo wird immer der In⸗ 
landsabſatz für die induſtrielle und ſonſtige Produktion ente 
ſcheidend bleiben; Export ift häufig zuerſt notwendiges Korrettiv 
der Inlandserzeugung und danach Sweck an ſich. 

Die Inlandsproduktion iſt von der inneren Kaufkraft 
abhängig. Wir haben nach den jüngſten Feſtſtellungen des Statiſti⸗ 
jhen Reichsamtes bei den Einkommenbeziehern rund 90 v. Ñ. 
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mit einem Jahreseinkommen unter 1800 Mark Vorkriegskaufkraft. 
Das ſind nicht nur die proletariſchen Maſſen der Großſtädte, ſondern 
auch Millionen des Mittelſtandes in den kleinen Städten und Mil- 
lionen von Menſchen in den agrariſchen Gebieten. Sie alle ſind, 
volkswirtſchaftlich, alfo geſamtwirtſchaftlich geſehen, nicht nur 
„Nehmer“, ſondern auch „Geber“. 

Bei den Ausgaben der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten 
ſind wir heute über deren Verteilung durch die umfangreichen Er⸗ 
hebungen des Statiſtiſchen Reichsamtes über die Lebenshaltung 
unterrichtet. Wir wiſſen, daß über 75 v. . des üblichen Arbeits⸗ 
einkommens für lebensnotwendige Ausgaben ver 
wendet werden (Ernährung, Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Der- 
kehrsmittel uſw.), erſt der Reſt des Einkommens iſt kon⸗ 
junkturbildend. Nominelle und reale Veränderungen der 
Kaufkraft wirken ſich zuerſt und häufig nahezu ausſchließlich in der 
„Konjunkturſpitze“ des Lohnes aus, aljo bei Bekleidung, Wohnungs- 
einrichtung, Kulturbedürfniſſen uſw. Man darf nicht vergeſſen, daß 
zum Beiſpiel der allgemein üblich gewordene Urlaub früher ganz 
arme Landſtriche Deutſchlands, wenn ſie landſchaftlich, klimatiſch 
oder preismäßig einigermaßen einen Anreiz bieten, jetzt wohl⸗ 
habender, volkswirtſchaftlich geſünder und damit ihrerſeits auch 
kaufkräftiger gemacht hat. Man erinnere ſich, was allein der 
möglich und üblich gewordene Winterurlaub und Winterſport für 
die ſaiſonbedingten Gegenden für eine Bedeutung gewonnen hat. 
Lohn und Gehalt haben eben eine zweiſeitige Funktion, und 
fließende Bänder in der Produktion ſind ohne 
den Uonſum der Maſſen undenkbar. 

Die zweiſeitige Funktion der Soziallei⸗ 
tungen ift noh intereſſanter, leider bisher, abgeſehen von einigen 
Unterſuchungen des Inſtituts für Konjunkturforſchung, aber noch 
weniger durchleuchtet als Lohn und Gehalt. 

Theoretiſch geſehen iſt jeder Sozialbeitrag zuerſt nichts an⸗ 
deres als Zurückhaltung, Aufſpeicherung erworbener und 
unter anderen Umſtänden zur ſofortigen Ausgabe kommende Kauf- 
kraft. Die Aufſpeicherung an ſich iſt keine tote Lagerung, denn die 
Vermögen der Träger der Sozialverſicherung werden wertſchöpfend 
angelegt. Sie fließen z. B. dem Wohnungsbau, der eigentlichen 
Schlüſſelinduſtrie moderner Wirtſchaft, direkt oder indirekt in Mil- 
liarden Mark zu. Die Aufſpeicherung erfolgt — auch hier theo⸗ 
retiſch — aus den konjunkturbildenden Teilen der Lohn- und Ge- 
haltskaufkraft. Das gilt auch für die Steuern, die ſich ſpäter in 
Suſchüſſe umwandeln. 

? Die Ausgabe der aufgeſpeicherten Milliarden erfolgt nach zwei 


Hauptrichtungen. Man betrachte zuerſt die nachfolgenden Ein- 
nahmeziffern: 

Aufwand für die deutſche Sozialverſicherung. 
Derficherungs» | 

zweige 1913 | 1924 | 1925 | 1926 | 1927 | 1928 | 1929 
(in Millionen Mark) 

KHrankenverſiche · | | 

rung 582,8 1070,10 1382.4 1489,60 1727,2 2013,8 2150,0 
Unfallverſiche⸗ 

rung 226,8 144,9 228,80 321,9 337,5 377,5 400,5 
Invalidenver⸗ 

fiherung.... | 290,01 362,5 548,9 659,60 875,2 1075,8 1092,0 
Angeſtelltenver⸗ 

cherung... . 138,1 129,4 192,7 250,3 280,9 317,2 372,0 
KHnappſchaftliche 

Penſionsver · 

fiherung.... | 75,0 147,3 155,2 172,9 223,7 233,7 239,3 
Arbeitsloſenver⸗ 

ſicherung.. . 222,4 165,0 523,60 690,7 823,71 1538.6 
Summe A . |1312,7| 2076,6| 2678,0 3417,94134,9 4841,7 5792,4 


Die Arbeitsloſigkeit in England. 


Im Jahre 1929 waren in Großbritannien 11,8 Millionen 
Arbeitnehmer gegen Arbeitsloſigkeit verfichert; davon waren im 
Jahresdurchſchnitt 10,4 v. F. — alfo etwa 1,2 Millionen — arbeits⸗ 
los. Am 20. Januar 1950 war die Zahl der Arbeitsloſen ſchon 
auf nahezu 1,5 Millionen geſtiegen; am 28. Juli 1950 überſchritt 
fie — zum erſtenmal feit Januar 1922 — die 2⸗Millionen⸗Grenze. 
Man muß bis zum Juli 1921, der Zeit des großen Arbeitskonflikts 
im engliſchen Bergbau, zurückgehen, um eine noch höhere Fahl als 
die jetzige, nämlich faſt 2,6 Millionen, zu finden. Der ganze Ernſt 
der gegenwärtigen Kriſe auf dem engliſchen Arbeitsmarkt kommt 
in dieſen Zahlen zum Ausdruck. 

Der wirtſchaftliche Aufſchwung Englands in den erſten Nach⸗ 
kriegsjahren 1919è 0 hatte im Jahre 1921 ein ſchnelles Ende ge⸗ 
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Sufhußleiftungen des Reiches, der Länder und Gemeinden. 


Verſicherungs · 
zweige 


| | | 
1925 | 1926 | 1927 | 
! 


(in Millionen Mark) 
21,4 23,6 26,5 
177,7 241,7 267,9 


Krankenverſiche⸗ 
N 
Invalidenver⸗ 
ſicherungg 
Knappicafts- 
verficherung . 
Arbeitslofenver- 
fiherung .... 
Summe 
Summe und 
B zuſammen |1371,2| 2375, 9 3074,8 4546,0| 4892,7| 5745,4| 7368,5 


Die Kranken- und Unfallverſicherung ift heute 
zweifellos für die Arzte, Apotheken, das Nährmittelgewerbe, die 
Induſtrie der Medikamente, das weite Gebiet der wiſſenſchaftlich⸗ 
mediziniſchen Hilfsmittel, von den ärztlichen Inſtrumenten, über 
die Orthopädie bis zu den Elektro- und Radiumapparaturen und 
der dentiſtiſchen Produktion nicht nur ſtärkſter Anreger, ſondern 
auch eine Exiſtenzfrage. Der Einwand ift niht ſtichhaltig, 
daß ohne Sozialgeſetzgebung das gleiche für die gleichen Zwecke 
ausgegeben werden würde. Erſt das Derjiherungs- 
prinzip ermöglicht jene Ausgaben im heutigen Umfange 
Wie wirkte ſich früher die Arbeitsloſigkeit volkswirt⸗ 
ſchaftlich aus? Kriſe war nicht nur die Sorge des Arbeiters und 
Angeſtellten, ſondern auch Katajtrophe des Mittelſtandes. Der 
Arbeitsloſe fiel nicht nur mit feiner konjunkturbildenden Kaufkraft, 
ſondern auch auf dem Gebiete der lebensnotwendigen Ausgaben 
nahezu völlig aus. Zumal dann, wenn etwaige Erſparniſſe vers 
braucht, gewerkſchaftliche Arbeitsloſenunterſtützungen ausgeſchöpft 
waren und Teile des Arbeitseinkommens noch arbeitender Familien⸗ 
angehöriger (deren konjunkturbildende Kaufkraft!) nicht heran⸗ 
gezogen werden konnten. Die öffentliche Wohlfahrt war mit dem 
Derluft des Wahlrechts verknüpft und wurde, wenn irgend möglich, 
vermieden. Der Arbeitsloſe lebte häufig vom Kredit, den 
ihm der Mittelſtand gew ähren mußte (Mietsſchuld beim Baus ⸗ 
wirt, Einſchreibbüchel beim Einzelhändler für Nahrungsmittel uſw.). 
Beute ſetzen fih die Rücklagen aus konjunkturbildender Kauf⸗ 
kraft bei Arbeitsloſigkeit wohl ſo gut wie reſtlos in Bezahlung 
für lebensnotwendige Ausgaben um. Der Mittelſtand iſt gegen 
Krifenwirfungen mit verſichert. Man darf die Summen nicht unterſchätzen! 
Im Zeitraum von ſechs Jahren find im Rahmen der Arbeits. 
loſenverſicherung rund 7,2 Milliarden Mark (abzüglich der Der- 
waltungskoſten) an die Arbeitsloſen gefloſſen. 
Wohin find dieſe 7,2 Milliarden Mark gewandert? Wir 
können das an Band der amtlichen Erhebungen von Wirtſchafts⸗ 
rechnungen von Arbeitern und Angeſtellten ziemlich deutlich erkennen: 
etwa 12 v. B. = 864 Millionen Mark wurden als Miete ver- 
ausgabt, floſſen dem Hausbefit zu; 

etwa 70 v. H. = 5040 Millionen Mark wurden für Beköſti⸗ 
gung verausgabt, floſſen dem Einzelhandel des Er⸗ 
nährungsgewerbes zu; 

etwa 18 v. . = 1296 Millionen Mark wurden für Heizung 
und Beleuchtung, Bekleidung und ſonſtige Aus 
gaben (auch Fahrgeld) verausgabt. 

So ergibt die beide er im beſonderen aber der Teil 
von ihr, der der Arbeitsloſigkeit gilt, eine kollektive Nivel ⸗ 
lierung der Kriſenwirkungen. Das ift nicht nur 
ökonomiſch, ſondern auch ſozial von höchſter Bedeutung. 
Man wird dem aber nur gerecht, wenn man die Zweifeitigfeit auch 
dieſer Tatſachen ſieht und anerkennt. 


202.7 863.3 
401,8/1128,1 


463,4 


299,3 


Zur Zeitgeſchichte 


nommen. Bartnädiger als in anderen europäiſchen Staaten trat 
in England die Arbeitsloſigkeit als Nachkriegsproblem in die Er- 
ſcheinung. Die Arbeitsloſenziffer ſank ſeit 1921 faſt nie mehr unter 
1 Million — ein Mehrfaches der normalen Dorkriegsziffer. Vor 
nicht ſehr langer Zeit hofften Regierung und Wirtſchaft immer noch, 
daß es fih um einen vorübergehenden Zuftand handele. Jetzt ſtehen 
die weiteſten Kreiſe unter dem Druck der ſcheinbaren Unmöglichkeit 
eines Auswegs. Mehr denn je fordert die öffentliche Reinung 
tatkräftiges Handeln von der Regierung, die es trotz ihrer vor den 
letzten Unterhauswahlen gegebenen Verſprechungen nicht hat ver⸗ 
hindern können, daß ſeit ihrem Amtsantritt — Anfang Juni 
1929 — die Arbeitsloſigkeit ſich nahezu verdoppelt hat. 

Auch die zu der Labour-Regierung in Oppofition ſtehenden Par⸗ 
teien verkennen nicht, daß die Regierung nicht allein für das ſtarke 
Anwachſen der Arbeitsloſigkeit verantwortlich gemacht werden 
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kann, wenn ſie es auch an ſcharfen Angriffen nicht fehlen laſſen. 
Die Regierung kann fih darauf berufen, daß die Weltwirtſchafts⸗ 
frije, welche die engliſchen Exportinduſtrien, wie den Kohlenberg⸗ 
bau, die Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie, den Maſchinenbau, Schiffbau 
und die Baumwoll- und Wollinduſtrie beſonders ſchwer betroffen 
hat, auch in anderen Ländern die Lage des Arbeitsmarkts ungünſtig 
beeinflußt. Andererſeits iſt man ſich darüber klar, daß die eng⸗ 
liſche Arbeitsloſigkeit nicht nur eine Folge der gegenwärtigen inter⸗ 
nationalen Wirtſchaftslage, ſondern zugleich ein Symptom für bes 
ſtehende Mängel in der engliſchen Wirtſchaftsorganiſation darftellt, 
ohne deren Behebung eine dauernde Beſſerung des Arbeitsmarkts 
nicht zu erhoffen ift. Der Gedanke der Rationalifierung, der in 
England lange Zeit nur vorſichtig abwartend verfolgt wurde, be» 
ginnt — namentlich von den Banken unterſtützt — mehr als bisher 
verwirklicht zu werden. Die Senkung der Produktionskoſten auf 
dieſem Wege unter möglichſter Schonung des Lohnniveaus wird von 
namhaften Wirtſchaftsſachverſtändigen, wie z. B. Profefior B. Clay 
(The Post — War Unemployment Problem; Derlag Macmillan 
1929), als das einzige erfolgverſprechende Mittel zur Wiederher- 
ſtellung der engliſchen Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt an- 
geſehen. In anderer Richtung liegen die weitgehenden Forderungen 
grundſätzlicher Art, welche die Vereinigung der Britiſchen Handels⸗ 
kammern in einem am 8. Auguſt d. J. veröffentlichten Bericht über 
die Arbeitsloſigkeit, ihre Urſachen und Bekämpfung, der Regierung 
vorgelegt hat; ſie beziehen ſich auf äußerſte Beſchränkung der öffent⸗ 
lichen Ausgaben und der ſozialen Geſetzgebung, Anpaſſung der 


Löhne an die im Laufe der letzten Jahre geſünkenen Lebenshaltungs⸗ 


koſten, Ermäßigung der Transporttarife, Förderung der Auswande⸗ 
rung ſowie auf die jetzt viel erörterte Frage der Einführung eines 
ausgedehnten Schutzzollſyſtems. 

Bei dem bedrohlichen Umfang der Arbeitsloſigkeit betrachtet 
die engliſche Regierung die Förderung von Notſtandsarbeiten als 
ihre bejondere Aufgabe; fie geht davon aus, daß hierdurch vers 
hältnismäßig ſchnell wenigſtens eine gewiſſe Entlaſtung des Arbeits- 
marktes erzielt werden kann, während die Fortſchritte in der Ratios 
nalifierung und wirtſchaftlichen Umſtellung fih erft allmählich aus⸗ 
wirken können. Durch das Geſetz vom 26. Juli 1929 (Development 
[Loan Guarantees and Grants] Act 1929) wurde das Finanz ⸗ 
miniſterium ermächtigt, die Derzinfung von Darlehen, die von den 
Verkehrs-, Gase, Wafjer- und Elektrizitätsunternehmungen zur 
Finanzierung der wirtſchaftlichen Entwicklung aufgenommen werden, 
zu erleichtern und den Gemeindeverbänden Zuſchüſſe für Notftands- 
arbeiten zu gewähren. Auf Grund des Geſetzes ſind in der Zeit 
vom Juni 1929 bis Juni 1950 etwa 1800 Pläne für Notitands« 
arbeiten genehmigt worden, deren Geſamtkoſten auf 56,5 Mil- 
lionen £ geſchätzt werden. Auf dieſem Wege wurde bisher Arbeits ⸗ 
gelegenheit für etwa 100 000 5 geſchaffen. Bei voller 
Auswirkung des Geſetzes wird fih die Fahl voraus ſichtlich 
auf 200000 bis 400 000 erhöhen laffen. Um die Durchfüh⸗ 
rung der Notjtandsarbeiten zu beſchleunigen, wurde durch ein 
Ende Juli 1950 erlaſſenes Geſetz (Public Works Facilities Act) 
das Genehmigungsverfahren weſentlich vereinfacht. Ahnlichen 
Sweden dienen die Mittel, die auf Grund des Colonial Develop- 
ment Act 1929 in Höhe von 1 Million £ jährlich zur Verfügung 
ftehen ſowie die hohen Aufwendungen des Fonds für Straßenbau. 
Die Derfuce, den Arbeitsmarkt durch Förderung der Auswande⸗ 
rung nach außereuropäiſchen britiſchen Gebieten zu entlaſten, haben 
bisher wenig Erfolg gehabt. Zwar beſtehen beſondere Ausbildungs⸗ 
plätze, an denen Arbeitsloſe auf die überſeeiſche landwirtſchaftliche 
Tätigkeit vorbereitet werden. Es hat ſich aber gezeigt, daß dieſen 
Arbeitsloſen nach ihrer Auswanderung die ründung einer 
dauernden Exiſtenz mangels jeglichen Kapitals meiſt nicht gelingt. 
Die erfolgreiche Durchführung der Auswanderung würde daher Auf- 
wendungen des Staates vorausſetzen, die mit dem erreichten Nutzen 
in keinem Verhältnis ſtünden. Die in den letzten zehn Jahren ſtark 
entwickelten Maßnahmen zur Ausbildung und Umſchulung von 
Arbeitsloſen, insbeſondere Jugendlicher, in Verbindung mit den 
Umfiedlungsbeftrebungen, haben ſich dagegen recht bewährt. Die 
Erfahrung zeigt, daß es im allgemeinen gelingt, nach Abſchluß der 
Ausbildung einen hohen Prozentſatz der Arbeitsloſen als faſt 
fertige gelernte Arbeiter auf dem freien Arbeitsmarkt unter⸗ 
ubringen. An neueren Plänen der Regierung zur Entlaftung des 

rbeitsmarktes ſeien noch erwähnt das Hilfsprogramm für die 
Landwirtſchaft, die Ausdehnung des ſchulpflichtigen Alters vom 
14. bis auf das 15. Lebensjahr und Anderungen auf dem Gebiete 
der Altersverſicherung. 

Die Schulden des Arbeitsloſenverſicherungsfonds aus Vorſchüſſen, 
die er zur Deckung ſeines Defizits auf Grund beſonderer geſetzlicher 
Ermächtigung vom Staat erhalten hat, betrugen im Juli 1921 
75000 £, im Juli 1929 dagegen 45 Millionen £. Nach dem 
jetzigen Stande muß mit einem Anwachſen der Schuld um 25 Mil« 
lionen £ jährlich gerechnet werden. Eine Rückzahlung der Dor- 
ſchüſſe an den Staat erſcheint in abſehbarer Zeit völlig ause 
geſchloſſen: Vom eden Ae iſt kürzlich eine Unterſuchung 
dieſer Lage durch einen Ausſchuß angeregt worden. Fu berück⸗ 


ſichtigen iſt noch, daß der Staat nach dem Geſetz außerdem etwa ein 
Drittel der Derficherungsbeiträge zu tragen hat. Die Gründe 
für die hohen Aufwendungen an Unterſtützungen liegen weniger 
in der Höhe der Unterſtützungsſätze (ſie betragen wöchentlich für 
einen männlichen Arbeitsloſen über 21 Jahre 17 sh, für den Ders 
heirateten 26 sh mit einem weiteren Zuſchlag von 2 sh für jedes 
Kind) als in der Tatſache, daß das Derficherungsprinzip in der 
Arbeitsloſenverſicherung in den letzten Jahren angeſichts der wach⸗ 
fjenden Notſtände mehr und mehr dem a Fürſorge⸗ 
prinzip chen mußte. Die engliſche Arbeitsloſenverſicherung, 
urſprünglich nur zum Ausgleich vorübergehender und einigermaßen 
gleichbleibender Konjunkturſchwankungen beſtimmt, ſteht feit 1921 
vor Aufgaben, für die ſie nicht geſchaffen war und die ſie ohne hohe 
Staatszuſchüſſe nicht erfüllen könnte. 
Dr. Lothar Roſenberg, Oberregierungsrat im Reihs- 
arbeitsminiſterium. 


Der Magus im Norden. 
Sum 200. Geburtstag Johann Georg Hamanns. 


Nach anderthalb Jahrhunderten iſt Leſſings Name und Werk 
in Deutſchland noch voll lebendig. einen Zeitgenoſſen, Johann 
Georg Hamann, deffen Geburtstag fih am 27. Auguft zum 
zweihundertſtenmal jährte, kennt heute das breite Publikum nicht 
mehr. Und doch iſt feine Bedeutung für die deutſche Literatur und 
damit für unſere Kultur überhaupt kaum geringer als die Leſſings. 
Man könnte die Beiden Tag und Nacht der Dorklaſſik nennen: 
Leſſing verbreitete klares, fcharfes und nüchternes Licht, wohin fein 
Wort drang, aus Hamanns gewitterſchwerem Dunkel brechen Genies 
blige, die kurz aber weithin den Weg erhellen, und Propheten 
ſtimmen, die dem die Bahn weiſen, der zu hören verſteht. Und 
wie ihr Wort, ſo ihr Weſen: Leſſing kämpft. in der breiten Front 
der Aufklärung, Hamann lebt ganz auf fich allein geſtellt im äußer⸗ 
ſten Zipfel Deutſchlands, ein Original, ein Sonderling, der ge⸗ 
heimnisvoll beziehungsreiche, „ſpbilliniſche“ Bücher voller Andeus 
tungen ſchrieb, die er manchmal ſpäter ſelbſt nicht mehr verſtand, — 
der Magier im Norden É 

Er ift 1750 in Königsberg geboren, bezog mit 16 Jahren dort 
die Univerfität und ftudierte, was ihm Freude machte, ohne ſich je 
zu einem Examen entſchließen zu können. Dann ſchlug er ſich ein 
paar Jahre ſchlecht und recht als Hofmeifter in bürgerlichen und 
adligen Häuſern durch, bis ihn ein Freund nach Riga holte, wo er 
in deſſen großem Kaufmannshauſe arbeitete. Dieſer Freund ſandte 
ihn, da er fih ſehr bewährte, 1756 zu kaufmänniſchen Verhand⸗ 
lungen nach London. Aber er hatte fih doch zuviel zugetraut: feine 
Miſſion ſcheiterte, er geriet in lockere Geſellſchaft, mußte Schulden 
machen und verzweifelte am Leben. Da kam ihm die Bibel zufällig 
in die Hand, und ihre Lektüre wurde ihm zum umſtürzenden Er- 
lebnis: er wurde gläubiger Chriſt, ohne indeſſen orthodox zu ſein. 
Er kehrte ſtill nach Riga zurück, verließ aber das Haus des 
Freundes, als dieſer ihm die Hand ſeiner Schweſter verweigerte, 
und lebte ſeit 1759 in Königsberg, zuerſt als kleiner Beamter der 
Kriegs- und Domänenkammer, ſpäter eine Zeitlang als Journaliſt 
bei der Königsberger Zeitung, feit 1777 als Packhofverwalter, 
äußerlich in ärmlichen Umſtänden, aber in glücklicher, wenn auch 
kirchlich nicht ſanktionierter „Gewiſſensehe“ mit einem einfachen 
Landmädchen und in angeregtem Verkehr mit Kant und Herder. 

Um die Mitte des 18. Jahrhunderts ſtand Deutſchland ganz 
unter franzöſiſchem Einfluß. Leſſings hiftorifches Verdienſt ift es, 
dieſen Einfluß gebrochen zu haben; aber während er die Antike als 
Muſter empfahl, meinte Hamann: „Die Wahrheit macht uns frei, 
nicht ihre Nachahmung!“ und bahnte ſo den Weg für ein deutſches 
Geiſtesleben, das aus ſeinen eigenen innerſten Kräften Nahrung 
ziehen kann, ohne ſich nach fremden Muſtern zu richten. So 
hat er auch allem Eigenwüchſigen, Originalen ſeine befondere 
Liebe geſchenkt. Herder lernte durch ihn Shakeſpeare kennen 
und hat über der Lektüre des „Hamlet“ nicht nur engliſch 
ſprechen, ſondern auch deutſch fühlen gelernt. — die mittelbare 
Frucht dieſer Begeiſterung war Goethes „Götz von Berlichingen“! 
Hamann hat zuerſt mit der Anſchauung gebrochen, daß 
gotiſcher Stil und altdeutſche Sprache barbariſch wären; er hat 
auf die kernige Sprache des lange verkannten Luther hingewieſen 
und fih für den urwüchſigen Dialekt des Volkes eingeſetzt. Und 
ein einziger Satz Hamanns: „Poeſie ift die Mutterſprache des 
menſchlichen Geſchlechts“ enthält nicht nur den Keim zu Herders 
„Stimmen der Völker“ und zu der romantiſchen Volksliederſamm⸗ 


lung „Des Knaben Wunderhorn“, ſondern faßt ſchon die roman⸗ 


tiſche Auffaſſung des deutſchen Volkstums in fih zuſammen, die 
die Begründung der deutſchen Literaturgeſchichte durch die Brüder 
Grimm erft ermöglicht hat. Auf den Gebieten der Sprachwiſſen⸗ 
ſchaft und »philofophie und der Aſthetik find weniger populäre, aber 
ebenſo bedeutende Wirkungen von Hamann ausgegangen. 


Dr. H. Bach. 
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Wie wird am 14. September gewählt? 
ee es 


Sie müssen sich darüber orientieren, 


welche Wahlvorschriften und Termine 
beachtet werden müssen. 
Sie können auch am Wahlabend die 
Ergebnisse nur bewerten, wenn Sie 
entsprechende Vergleichsziffern der 
früheren Wahlen haben. 


Deshalb bestellen Sie sich umgehend: 


Regierungsdirektor Dr. Alois Klöcker 


Reichstauswahl 1930 


Preis nur 2.— RM. 


Für die 


Reichstagswalil 1930 
antwortet der Textteil dieser 52 Seiten starken Broschüre 
in übersichtlicher Anordnung auf alle Fragen, die sich für 
die Wähler, die Parteiorganisation und die Wahlbeamten 
aus Wahlgesetz und Stimmordnung ergeben. In knappster 
und zuverlässigster Form sind alle Gesetzesvorschriften 
dargestellt über Wahlberechtigung, Wählbarkeit, Wahl- 
gebiet, Wahlbehörden und ihre Befugnisse, Wahlvorschläge 
(inhalt, Abgabe, Verbindung, Anschluß und Muster für alle 
erforderlichen Schriftstücke nebst Anlagen), Wählerlisten, 
Wahlscheinvorschriften, Wahltermine und Wahlzeit, Stimm- 
zettel, dessen Ungültigkeitsmerkmale, Stimmenabgabe, 
Stimmenzählung, Ermittlung des Wahlergebnisses (Mandats- 
zuweisung in Wahlkreise, Wahlkreisverband, Reichswahl- 
verband mit ausführlichem tabellarischen Muster über die 
praktische Wirkung der Verbindungs- und Anschlußerklä- 
rung). Ein Terminkalender erleichtert das Einhalten aller 
amtlichen Termine, 

Die Zahlenübersichten enthalten das vollständige Er- 
gebnis der Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 nach Wahl- 
kreisen und Parteien sowohl hinsichtlich der Abstimmungs- 
ziffern als auch der Mandatsverteilung, ferner die Wahl- 
ergebnisse nach Ländern und preußischen Provinzen, die 
bei allen seit 1919 vollzogenen Wahlen ermittelten Wahl- 
ergebnisse in absoluten und relativen Zahlen sowohl für die 
Abstimmungsziffern als auch die Mandatsverteilung. 

Neu ist eine über 30 Seiten sich erstreckende Tabelle, 
die von größter Bedeutung ist und den Wert des Schrift- 
chens vervielfacht. In dieser Tabelle finden sich für jeden 
Stadt- und Landkreis (bzw. Amt, Amtshauptmannschaft 
u. dgl.) sowie für alle Orte mit mehr als 10 000 Einwohnern 
die Bevölkerungszahl, Zahl der Stimmberechtigten, Wahl- 
beteiligungsziffer, gültige Stimmen und die auf die zwölf 
größten Parteien entfallenden Stimmen. 

Bei den früheren Wahlen war die hohe Auflage der 
Schrift stets rasch vergriffen. Bestellen Sie daher sofort! 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder vom Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W 35. 


Von der Überseeplantage direkt nach dem Bremer Freihafen 
von dort direkt in die Berliner Großrösterei unseres Hauses 
und aus der Großrösterei direkt zu Ihnen ! 


Nur so können Sie die Kaffeezollerhöhung sparen! 
Decken Sie bei uns Ihren Bedarf an 


Nuſffee 


Sorte 0 Hausmischung, wirklich gut und ergiebig ..Pid. 2, 00 RM 
Sorte 1 Campinas-Mischung, sehr wohlschmeckende 
Zusammenstellung P 
Sorte 2 Guatemala-Mischung, hochfein, ergiebig... 
Sorte 3 Java-Spezial-Mischung, hochfeiner Plan- 
tagen-Kaffee, wunderbare Schwere, hervor- 
ragender Geschmack 3,40 „ 
Sorte 4 Imperator · Mischu 
nur Hochgewächse 
ab 5 Pfund: Lieferung frei Haus. 


AKakao 


„von Daak“, Kakao Sorte I 
„von Daak“, Kakao Sorte II 


Wir liefern in Packungen v 


See 


direkt aus dem Import genommen! 
Nr. 1 Ostfriesische Mischung 

Nr. 2 Java-Orange-Pecco .. 

Nr. 3 Ceylon-Orange-Pecco 

Nr. 4 Darjeeling-Orange-Pecco 

Nr. 5 Darjeeling Hochgewächs: 


in Packungen von / ½, I Pfund. 


2,90 „ 
3,15 „ 


Pfd.1,40 RM 
„60 ». 


und I Pfund. 
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HANSEATISCHES IMPORTHAUS 
VON DAAK & CO. G. M. B. H. 


KAFFEEIMPORT / GROSSROSTEREI 


BERLIN-WILMERSDORF 
Brandenburgische Str. 21 èe J2, Oliva 6100/01 


Lebensvolle Wirklichkellsgeschichien 


als Einzelschriften für die ersten Schuljahre (2.-4. Schuljahr) 
Neben dem Lesebuch oder an Stelle des Lesebuchs zu benutzen 


„Liebe Nadhbarskinder“ 
Von Fritz Gansberg 
Preis: broschiert Mk. 0,90, gebunden Mk. 1,30 
„Die Geschichte von Robinson für unsere Kleinen“ 
Von Fritz Gansberg 
Mit Zeichnungen von Otto Erich Günther 
Preis: broschiert Mk. 0,60, gebunden Mk. 1,00 
Der kleine Helmut“ 
* 100 Geschichten für kleine Kinder, die ihre 
Fibel durchhaben. Von Fritz-Gansberg 
Preis: broschiert Mk. 0,60, ‚gebunden Mk. 1,00 
„Abenteuer in iernen Ländern 
Von Fritz Gansberg 
Preis: broschiert Mk. 0,60, gebunden Mk. 1,00 
hnemann“ 
„So Von Max Lindow 
Preis: broschiert Mk. 0,30, gebunden Mk. 0,70 
„Deter Fröhlich“ 
Ein fünfjähriger Dorfjunge 
Von Agnes Gewecke-Berg 
Preis: broschiert Mk. 0,30, gebunden Mk. 0,70 
„randaradel“ x 
Für fröbliche Kinder im Alter von 7—10 Jahren 
Von Lotte Kurth 
1. Teil: Frühlingskranz. 2. Teil: Sommerkranz 
3. Teil: Herbstkranz. 4. Teil: Winterkranz 
Preis des Bandes: brosch. Mk. 0,60, geb. Mk. 1,00 
Mit Buchschmuck von Gertrud Meinardus und Reinhard Thiemann 


Die aufgeführten Bände sind sämtl. enthalten in der Sammlung: 


Aus deutschem Schrifttum und deuischer Kultur, 
die Einzelschriften für sämtliche Schuljahre bringt. 
Vollständige Verzeichnisse kostenlos 


Verlag von Julius Beltz. Langensalza — Berlin — Leipzig 
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Oberrealschule 


. leitet d. 
mit Internat Jchulbrddern 
Illertissen b. Ulm / . 


Pädagoglum Finkenwalde 
hel Stettin, Waldstraße 5 Internat 


Von Sexta bis Abitur 
Besondere Förderung Zurückgebliebener 


Prospekt durch die Direktion 


Technikum Sternberg 
Mecklbg. 


Pädagogium 
Schwarzburg i. Thür. 


Oberrealschule mit Gabelung (Reformrealgymnaslum 
neueren Stils nach preuß. Muster). Sexta-Oberprima. 
Staatl. Obersekundareife und Abitur an der Anstalt. 
Energ. Erziehung zu Fleiß, Pflichtgefühl, Höflichkeit, 
Achtung vor Erwachsenen. Straffer En 
Arbeltsst. unt. Aufsicht. Turnen, Wand. 

Wintersp., Gartenarb. Kl. Klassen. Indiv. Behandig. 


Dir. P. Vass el. 


Vorbild" iue in Dr. Harangs Anstalt 
m tt S m M FH tm 


Halle Saale Zr ne ner 


Ballenstedt’ Harz 


Städtisches Wolterstorff-Gymnasium mit Realschule 
Alumnat für Schüler sämtlicher Klassen. 
Auskunft durch den Direktor. 


Technikum Ilmenau ni. 


Ingenieurschule f. Maschinenbau u. Elektrotechn, 


Wissenschaftl. Betriebsführg. Werkmeisterabtlg, 


Wäscheversand 


Leistungsfähig in 
Prorierhandtücher; Badetücher, Bademäntel, 
Oberhemden, Bett-, Tisch-, Küchenwäsche 


Paul Hartmann, sera (Thür.) 
wäsche Bismarckstr. 17 


Gesundung, Band 1: 


Stoffwechselkrankhelten und Ernährungsschäden, deren 
Verhütung und Heilung! / Herausg.: Prof. Dr. Gudzent 
90 S. Din A 5, Zweifbg. Umschl. / Magerkeit- 
Feitleibigkeit - Zuckerkrankheit - Rachltis u. a. 


Preis Verhüten int besser als heilen! 
ellen Sie darum sofort,, Gesund * 

RM 1,50 741 ee. Hermann , Silberbestecke 
4. Forte Berlin 8wWI9, Postscheck-Konto 20781 

in massiv Silber (800) sowie Bestecke in 100 
Silber, mit verstärkter Silberauflage an den Auf, 
liegestellen. 72 Teile nur Rm. 135.—. 30 Jahre 
Garantie. 6 Monate Ziel. Fordern Sie unverbindl. 

Preisliste und Katalog 123 
Fritz Voos 7 Solingen (Böckerhof) 


Harmonlum- Haus 
Berlin, Lützowstraße 68. 


Deutsche Beamten-Tentralbank 


Aktiengesellschaft 
Berlin SW 68 


Schützenstraße 63 
Darlehen 


Merkur 
1403 — 08 
zu günstigen 


dinfasen 


voll und unwiderruflich 
garantiert 


durch die 


Bedingungen 


Deutsche Bank 


nd 


Discanto-Gesellschaäft 


Der Heimatdienft 


S TAGE ZUR ANSICHT! 


ÖLGEMAÄLDE dee, vum 


— — Lafelbutter 
Wir liefern Ihnen von B. NI. an gute Ölgemälde (Markenbutter) „preisgekrönt 
namhafter Künstler. Verlangen Sie photog. Abb. Nr. 110 ring Sch in 
oder besichtigen Sie unverbindlich unsere Ausstellung. Postpak. von 6 und S-Pid, 
Für Beamte Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag Ink n 10 d. 7% Pid.-Stücken 
DER KUNSTKREIS G. m. b. H. verp. geg. Nachnahme z. 
Verkaufsstelle d. DEUTSCHEN MALER-GILDE E. v. ee 9 A 
BERLIN C25 rste Butjadinger Molkerei 
e 8. (Oldbg. 

Kurze Straße 17 (hinter dem Lehrervereinshaus). ee SA z.) 

Tel.: Kupfergr. 4048, Geschz. 9—6, Sonnab. 9—5. 


Versand nach allen Plätzen Deutschlands. FLEEEEER 


Sprachbuch 


gratis 


betitelt: „Die psycho- 
technische Sprachme- 
thode“ (461. Auflage). Es 
wird an Hand von Bei- 
spielen gezeigt, wie der 
Vokabelschatz einer 
fremden Sprache ohne 
Auswendiglernen erwor- 
ben und das Studium der 
Grammatik durch Psy- 
cho-Automatisierung_er- 
setzt werden kann. Wer 
schnell und mühelos in 
vollendeter Geläufigkeit 
Englischh Französisch 
usw. meistern möchte, 
erhält das aktuelle und 
lehrreiche Buch umsonst 
und portofrei übersandt 
vom: Verlag für zeitgem. 
Sprachmethodik, Mün- 
chenC213,Bavariaring10. 
Es genügt Angabe von 
‚Adresse und der Sprache, 
für die man sich in er- 
ster Linie interessiert. 


| 

| DAS »CHRONOS--RATI 
||| ERMÜGLICHTJEDEM DIE AN. 
| r 


SCHWEIZER UHREN! 
TASCHEN- UND ARMBANDUHREN 
DAMEN- UHREN ++ STIL-UHREN 
STAND-UHREN+SCHMÜCK+RINGE 
JUWELEN+RETTEN 
BRILLANTEN +BESTECKE 


2 1 i 2 
CHRONOS -BERLIN W8-KRONENSTR.66 


Vereinigte 
Irankenversicherungs-Aktiengesellschaft 


(vormals Gedevag, Kosmos und Selbsthilfe) 


Aktienkapital 5 Millionen RM. — Reserven 5 Mill. RM. 
Versichertenbestand über 430000 


Vertragsgesellschaft vieler Vereine und Verbände, 


Krankenversicherung mit Gewinnbeteiligung 


Freie Arztwahl! 

Kein Krankenschein und keine Krankmeldung! 

Keine ärztliche Untersuchung bei der Aufnahme! 

Hohe Leistungen bei Arzt-, Arznei-, Operations- 
und Krankenhauskosten! 

Zahnbehandlung und Zahnersatz! 

Hohes Sterbegeld! Wochenhilie! 

Bei Uniall sofort Anspruch auf die Leistungen! 
Anerkannt kulante Schadensregulierung! 
Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Verbindlichkeit Prospekt 
und Aufnahmeschein durch das Spezialbüro für die Beamtenverbände 


Otto Mack, Berlin 0 17 


Am Ostbahnhof 12. 


N Tanten rusiter 


Nur Beamten und Festhesoldeten ES 


liefern wir seit 1884 dir. ab unserer Fabrik 


Oberbetten, 


Unterbetten, Plumeaus 
und Kissen, Bettfedern 
und Daunen 
streng vertraulich ohne Anzahlung gegen 
9 Monate Ziel und monatliche Raten. 
Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 


Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- 
troffener Wahl besonders angefertigt. 


Minderwertige Ware 
tühren wir nleht 
Lt. amtl. notarieller Bestätigung: 
1. Über 400000 Kunden in mehr als 
0000 Orten. 

2. Über 100000 Kunden haben zum 
2. Mal und öfter nachbestellt. 

3. Viele Kunden schreiben, daß 
soleh gute Beiten am eigenen 
Platze zu gleichen Preisen nicht 
zu kaufen sind. 


Gebr. Passmann A.-G. 


Köln 149, Trierer Straße 13. 
Größtes Spezialgesehäft Deutschlands, 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


Volliett-Käse 
(gar. m. 45% Fett) u. 
Ja Steinbuscher- 
Vollfett-Käschen 
können Sie zu 
Großhandelspreisen 
dir. v. Fabrikanten 
beziehen. Postkolli 
Versand à 9 Pfd. 
Dampfmolkerei 
Szage, Szillen4 (Ostpr.) 
Kr. Tilsit, Ragnit. 


Jetzt ist der Moselwein billig 
Versuchen Sle 

eine 15er, 30er od. 50er Kiste 

„29er Mesenicher 0.85 

„29er Clüssenrather Königs- 


berg 0.95 
„28er Schwarze Katz 1.20 
„2Ter KinhelmerEulenlay1.40 
„27 er Dhroner Roterd 1.70 
„21er Piesporter Pichter 
(natur) 1.95 
auch sort. Ferner Rotwein 
1.—, Tischwein 0.75. Glas 
leihweise oder 0,20 p. Fl. 
sof. bestellen u. Preisliste 
verlangen. Laufende An- 
erkennungen. Teilzahlung ! 
Weinkellerei Schmitgen, 
Berncastel 60 (Mosel). 


Möbel-Kamerling 
N, Kastanienallee 56 w 
Riesenauswahl, Zahlungs- Oeil etter Greise 
erleichterung 6% e h a u t 
E C 2 
Briefmarkensammler genen 10 Klavierspielen 
r . 
Au] Yarlangteof. Pro- | Felerinen v. „ 9.75 | in 2-3 Monaten korrekt nach 
i größten Fach-] Mäntel „18:75 | Noten, jedoch fabelh. leichte 
Mi schrift, mit wert- | Prospekt und Stoffmuster gratis. | Erlernung-Alles überragende 
2 voll.Mitteilungen | Sbezlalhaus f. Re; —— Erfindun 8 
18| H. S. MICH sikers. eps * 
N d a ge sofort kostenlos durchVerlag 


E. Bader, Lörrach-Baden. 


Wohnungen 
Humannplaiz: Nähe Schönhauser-, 


è Prenzlauer Allee 


T- Zimmer-Wohnungen 
Besichtigung: Montag, Mittwoch, Freitag, 
Sonnabend 1—6 Uhr, Sonntag 10—2. 
Vermietungs-Büro: Varnhager, Ecke Wisbyer Straße; 
sofort vermiet- und beziehbar. 


Tempelhof : Nähe Kaiser Wilhelm-Str. 


Straßenbahn-Haltestelle Linie 60 


1 1 
T- 2- u. 2½ Zimmer-Wohnungen 
: Besichtigung: Täglich 1—6 Uhr, 
Sonntag 10—1 Uhr 
Vermietungsbüro: dortselbst, Wittekindstraße 64; 
per sofort zu vermieten. 


Lankwilz: xine Kaiser- Wilhelm. Str. 
T U. Z- Zimmer-Wohnungen 


Besichtigung: werktäglich 1—6 Uhr. 
Vermietungsbüro: dortselbst, Renatenweg 13; 
per sofort zu vermieten. 

Größere Wohnungen später. 


Grüner Neubauschein erforderlich. Sämtliche Wohnungen 
sind mit neuzeitlichem Komfort (Zentralheizung, Warm- 
wasser, mech. Waschküche) versehen. 


Deutsche Gesellschaft zur Förderung des Wohnungs» 
baues, Gemeinnützige Aktiengesellschaft, Berlin. 
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